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Gegenwehr, Solidarität, Sozialismus           50 Cent

Solidaritätspreis 1,50 Zeitung der

Sozialistische Alternative

E

Es ist Wahljahr und die Arbeitslo-
senzahlen sinken nicht, wie von
Schröder versprochen, unter 3,5 Mil-
lionen. Im Gegenteil, sie steigen im
Zuge der Rezession und haben be-
reits offiziell die Zahl von 4,3 Millio-
nen erreicht. Erklärung tut Not. Für
die Regierung ist es am bequemsten,
den „faulen Arbeitslosen“ die Schuld
zu geben. Angeblich hat sich jeder
vierte Arbeitslose in der „sozialen
Hängematte“ so gemütlich einge-
richtet, dass er nicht mehr arbeiten
will, und die anderen sind einfach zu
teuer.

Von Gaètan Kayitare, Aachen

Jetzt sagen sie, der Kombilohn ist die
Lösung! Alte Ideen werden aus der Mot-
tenkiste geholt und als innovative Vor-
schläge verkauft. Das angebotene Pro-
gramm und die angekündigten Maßnah-
men sind nichts weiter als Taschenspie-
lertricks, mit denen der Öffentlichkeit
entschlossene Bemühungen vorgegaukelt
werden sollen. Nebenbei werden Unter-
nehmer weiter beschenkt und Betroffene
übel schikaniert.

Wir hatten zum Beispiel schon die
100.000-Jobs-Kampagne von Schröder,
bei der für 1–1,5 Jahre die Gehälter für
die Jugendlichen vom Staat übernommen
wurden. Dennoch sind heute 430.000
Jugendliche ohne Job. Geblieben sind
nur die mit dem Programm verbundenen
Schikanen für junge Arbeitslose.

Kombilohn ist Lohndrückerei
Die Idee des Kombilohns ist weder neu

noch originell. Sie stammt vom ehemali-
gen CSU-Gesundheitsminister Seehofer
und Arbeitgeberpräsidenten Hundt aus
dem Jahre 1997. Der Zweck: „Wir kön-
nen nicht auf einen Schlag das gesamte

Sozialniveau auf einmal absenken. Des-
halb halte ich es für sinnvoll, mit Hilfe
des Kombilohns diesen tabuisierten Be-
reich aufzubrechen“, so der ehemalige
DIHT-Chef Stihl in der Wirtschaftswo-
che vom 2.10.97.

Was gestern CSU- und Arbeitgeber-
programm war, ist heute Regierungspro-
gramm von Rot-Grün. Neu ist auch, dass
Gewerkschaftsführer wie Bsirske und
Schmoldt den Kombilohn begrüßen. Im
Sommer 1998 war Engelen-Kefer, stell-
vertretende DGB-Vorsitzende, noch der
Meinung, dass Kombilohn gleich Hun-
gerlohn sei und nur neue Armut und
neue Sozialhilfeempfänger produziere
(laut SZ vom 4.8.98).

Das Kombilohnprogramm ist ein In-
strument zur Senkung des allgemeinen
Lohnniveaus aller ArbeiterInnen. Es
schafft keine Arbeitsplätze. Bei dem viel
zitierten „Mainzer Modell“ handelt es
sich gerade mal um 800 Menschen, die
für diesen Hungerlohn malochen. In
Brandenburg wurden über das Modell
sage und schreibe 121 Jobs geschaffen.
Schröder spricht ja selber von gerade mal
30.000 möglichen Stellen bei seinem
Kombilohnprogramm.

Im Wahlkampf sind von Schröder und
Stoiber noch einige „Versprechen“ zu er-
warten. Sie werden allesamt eines ge-
meinsam haben: Sie werden ausschließ-
lich darauf abzielen, die Krise auf dem
Rücken der arbeitenden Bevölkerung
auszutragen.

Lohnsenkung und
Gewinnsteigerung

Ein Bündnis aus Unternehmern, eta-
blierten Parteien und mittlerweile auch
aus Teilen der Gewerkschaftsführung
predigen seit Jahren Lohnsenkungen,

Flexibilisierung, Deregulierung und Pri-
vatisierung gegen die Massenarbeitslo-
sigkeit.

Die Unternehmen wurden entlastet,
ihre Gewinne explodierten jahrelang. Die
Massenkaufkraft ist dagegen durch
Lohnverzicht ständig gesunken. Die Ar-
beitszeiten sind heute flexibler denn je.
Der Kündigungsschutz wurde gelockert
und alles, was nicht niet- und nagelfest
ist, wird privatisiert. Im Ergebnis bringt
das aber nicht weniger sondern mehr Ar-
beitslose.

Mehr als ein Jahrzehnt Lohnverzicht
hat weder Arbeitsplätze gesichert, ge-
schweige denn die Massenarbeitslosig-
keit beseitigt. Das Gegenteil ist der Fall.
Allein von 1991 bis 1997 wurden laut
dem Statistischen Bundesamt über 2,5
Millionen Arbeitsplätze vernichtet. In
diesem Zeitraum sanken die Reallöhne
um 7,8 Prozent, während die Nettoge-
winne der Unternehmen um 47,6 Pro-
zent stiegen.

Bündnis für Arbeit
Seit 1997 reden Zwickel und einige an-

dere Gewerkschaftsführer vom Ende der
Bescheidenheit. Sie unternehmen aber
bisher in der Praxis nichts, um den Lohn-
raub zu beenden. Sie verstecken sich lie-
ber hinter dem „Bündnis für Arbeit und
Wettbewerbsfähigkeit“, ein Bündnis, das
sich längst als das erwiesen hat, wofür
die AktivistInnen an der Basis es von
Anfang an gehalten haben: ein Solidar-
pakt mit den Bossen gegen die Beschäf-
tigten. „Das Bündnis könnte viel mehr
bringen, wenn sich die Arbeitgeber ein-
mal an Absprachen halten würden“, so
IGM-Chef Klaus Zwickel im Februar
2001. Sie halten sich aber nicht dran! Die
Lösung kann nur heißen: Raus aus die-
sem Bündnis für Lohnsenkung und Ar-
beitsplatzvernichtung!

Tarifrunde
Die Tarifrunde bietet die Möglichkeit,

endlich das Ende der Bescheidenheit ein-
zuläuten und für eine kräftige Lohnerhö-
hung und gegen Entlassungen und Be-
triebsschließungen zu kämpfen. Die IG
Metall-Forderung von 6,5 Prozent kann
dabei nur das absolute Minimum sein.
Aber auch das werden die Unternehmer
nicht freiwillig rausrücken. Alle Erfahrun-
gen zeigen, dass dafür die Mobilisierung
der ganzen Kampfkraft aller Belegschaf-
ten nötig ist. Darum müssen die Gewerk-
schaften Streikmaßnahmen bis hin zum
bundesweiten Vollstreik vorbereiten.  �

Unsere Forderungen
zzzzz Raus aus dem „Bündnis für Arbeit und Wettbewerbs-

fähigkeit“

zzzzz Keine Entlassungen und Betriebsschließungen

zzzzz 250 Euro Lohnerhöhung für alle in der Tarifrunde 2002

zzzzz Volle tarifliche Gleichstellung der Ost-KollegInnen

zzzzz Nein zur Durchlöcherung von Flächentarifverträgen.
Nein zu schlechteren Branchen- oder Haustarifverträ-
gen. Keine Öffnungsklauseln

zzzzz Mindestsicherung von 1.050 Euro netto

zzzzz Radikaler Abbau von Überstunden. Verteilung der Ar-
beit auf alle. 30 Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich

zzzzz Öffentliche Investitionen und Neueinstellungen in den
Bereichen Umweltschutz, Bus und Bahn, Wohnen, Bil-
dung und Gesundheitswesen

zzzzz Nein zu Privatisierungen. Rücknahme aller bisherigen
Privatisierungen

zzzzz Überführung der Banken, Konzerne und Versicherun-
gen in Gemeineigentum bei demokratischer Kontrolle
und Verwaltung durch die arbeitende Bevölkerung

Arbeitsplatzabbau in Großkonzernen, Betriebsschließungen, Stellenstreichungen in
den Kommunen (wie in Berlin mit der Rotstiftpolitik im Gesundheitswesen)...
Das Einzige, was neue Arbeitsplätze schafft und bestehende verteidigt, ist der
Kampf um Arbeitsplätze

Lohnverzicht
rettet keine
Arbeitsplätze
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NPD-Verbot
Der Skandal hinter dem Skandal

Alle reden über die Umstän-
de, unter denen der NPD-Ver-
bots-Prozess zu platzen droht.
Der eigentliche Skandal wird
dabei leicht übersehen. Das
Verhalten von Regierung, Poli-
zei und Justiz gegenüber dieser
Partei in den letzten Jahren.

Die NPD ist gefährlich. Um das
zu wissen, braucht man weder
Aktenberge durchwühlen noch V-
Männer oder -Frauen. Unzählige
Äußerungen von NPD-Funktionä-
ren machen klar, dass diese Partei
sich in der Tradition von Hitlers
NSDAP sieht. Sie stachelt zum
Hass gegen ImmigrantInnen und
Antifaschisten auf. NPD-Funktio-
näre waren immer wieder direkt an
brutalen Anschlägen beteiligt. Der
NPD-Stadtrat Thorsten Crämer
war als führender Kopf an einem
Überfall auf eine Gedenkveran-
staltung am KZ-Mahnmal bei
Wuppertal beteiligt. Die Nazis
droschen dabei mit Baseballschlä-
gern auf alte Männer und Eltern
mit Kinder ein.

Dem prominenten NPD-Mann
Manfred Roeder wurde die Rä-
delsführerschaft einer terroristi-
schen Vereinigung nachgewiesen.
Bei Anschlägen von Roeders Leu-
ten verbrannten zwei junge Viet-
namesen. Und wahrscheinlich wa-
ren dutzende V-Leute daran betei-
ligt, diese NPD mit aufzubauen.

Im Herbst 2000 kündigte die
Bundesregierung an, sie wolle die
NPD verbieten lassen. Wer ge-
hofft hatte, dass jetzt endlich
ernsthaft gegen diese braune Brut
vorgegangen würde, sah sich ge-
täuscht. Nach Verbotsankündi-
gung und Verbotsantrag geschah
Erstaunliches – nämlich nichts.
Die Sache zieht sich mittlerweile
anderthalb Jahre hin. Zeit genug

für die NPD, sich auf ein eventu-
elles Verbot vorzubereiten, Gelder
auf Privatkonten umzulenken,
sich neue Strukturen mit neuen
Namen zu schaffen, um anschlie-
ßend weiter ihr Unwesen treiben
zu können.

Ein Verbot ist weiter möglich,
allerdings nicht sicher. Sicher ist:
gegen Nazis wird seitens des Staa-
tes nicht ernsthaft vorgegangen.

Polizei schützt Nazis
Im Gegenteil – immer wenn die

NPD einen Aufmarsch anmeldete,
und das tat sie öfter als je zuvor,
zog auch Polizei auf. Meist meh-
rere tausend „Ordnungshüter“
wurden eingesetzt. Allerdings
nicht um die Naziaufmärsche zu
verhindern, sondern um sie gegen
massenhafte Proteste durchzuset-
zen. Es waren die Gegnerinnen
und Gegner der Nazis, die bei sol-
chen Gelegenheiten von der Poli-
zei angegriffen, zum Teil eingekes-
selt und festgenommen wurden.

Nach dem 11. September be-
schloss die Bundesregierung, Ge-
setze zu verschärfen und demo-
kratische Freiheiten massiv einzu-
schränken – alles angeblich im
Kampf gegen den Terrorismus.
Allein gegen die Nazis, die alltäg-
lich ImmigrantInnen terrorisieren,
richten sich diese Gesetze offen-
sichtlich nicht. Das braune Gesin-
del durfte und darf weiter agieren
und aufmarschieren. Anlässlich ei-
ner Kundgebung der Nazis am 1.
Dezember vergangenen Jahres in
Berlin setzte die Polizei sogar
Wasserwerfer und Tränengas ein –
nicht um die Nazis von der Straße
zu jagen, sondern gegen die Anti-
faschisten.

Und jetzt platzte durch eine
Reihe von Versäumnissen im Ap-

Bundestagswahlen
Stoiber zieht nach Rechts

Der Machtkampf in der Union ist entschieden.
Nachdem sie keine Chance mehr auf eine Nominie-
rung hatte, verzichtet Angela Merkel “freiwillig” auf
die Kanzlerkandidatur und machte den Weg für
CSU-Chef Edmund Stoiber frei.

Dies widerspiegelt die Krise, in der sich die CDU
seit ihrer Wahlniederlage und dem Ende der Kohl-
Ära 1998 sowie der Aufdeckung des Spendenskan-
dals befindet. Sie hat bisher keine neue Rolle im
Parteiengefüge der Bundesrepublik finden können.
Durch ihren Rechtsruck hat die SPD Themen und
Positionen der Konservativen besetzt und übernom-
men.

Die Schröder–Regierung hat nach der Verdrängung
Lafontaines größere Veränderungen im Interesse des
Kapitals erreicht als Kohl selbst am Ende seiner Amts-
zeit. So den Einstieg in die Privatisierung der Renten-
versicherung. Zitat Schröder: “Wir haben durchgesetzt,
worüber andere immer nur geredet haben.” Unter
Rot-Grün sind zum ersten Mal seit 1945 wieder
Kampfeinsätze der Bundeswehr in aller Welt möglich.
Bei der „Inneren Sicherheit” ist Innenminister Schily
mit seiner Knüppel-aus-dem-Sack-Politik bei der rassi-
stischen Ausgrenzung und beim Abbau demokratischer
Rechte in Siebenmeilenstiefeln vorangeschritten. Die
neoliberale Kürzungspolitik wurde nach 1998 nahtlos
fortgesetzt.

Seither ist die Union auf der Suche nach einer
neuen Existenzberechtigung. Die CSU ist auf Lan-
desebene weiterhin die staatstragende Partei und des-
halb von der Krise weniger stark betroffen. Die
Niederlage Merkels ist ein Ausdruck der personellen
Schwäche der CDU. Sie ist aber auch eine Niederlage
für den etwas “liberaleren” Flügel der Partei. Die
Nominierung Stoibers ist ein Erfolg für diejenigen in
der CDU/CSU, die eine Profilierung nach Rechts
anstreben.

Mit Stoiber haben Hundt, Henkel und Co. im
Wahlkampf jemanden, der Unternehmerinteressen
offensiv vertritt; obwohl Stoiber auch mit sozialer
Demagogie arbeitet. Die Unternehmerkreise erhoffen
sich davon, dass die Politik generell weiter nach
rechts gedrückt wird. Mit einer Reform des Be-
triebsverfassungsgesetzes will der Ziehsohn von
Strauß den Arbeitsmarkt weiter deregulieren. Er will
die Steuern für die Reichen weiter senken. Den Aus-

stieg aus dem Atomausstieg, der sowieso nur auf
dem Papier steht, hat Stoiber bereits angekündigt.
Stoiber vertritt in den meisten Fragen durch und
durch reaktionäre Positionen. So klagt Bayern zur
Zeit vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die so
genannte „Homo-Ehe“.

Zum Teil steht diese Profilierung jedoch nicht in
Einklang mit den Interessen des deutschen Kapitals.
Das gilt besonders für die Frage der Zuwanderung.
Mit dem von der rot-grünen Bundesregierung ge-
planten Zuwanderungsgesetz soll sich die Zuwande-
rung nach der ökonomischen Verwertbarkeit richten
– Fachkräfte, die von der Industrie gebraucht wer-
den, dürfen rein, Flüchtlinge nicht. Die Unternehmer
wollen diese Regelung und haben Stoibers bisher
ablehnende Haltung teilweise scharf kritisiert.

Stoibers Kandidatur bedeutet Druck von Rechts auf
SPD und Grüne. Bei der Diskussion um die Auswei-
tung des Niedriglohnsektors durch subventionierte
„Kombilöhne” zeigte sich das bereits. So führt die
Kandidatur von Stoiber zu einer Rechtsverschiebung
der etablierten Politik insgesamt. Der Versuch von SPD
und Grünen, gegen die reaktionäre Stoiber-Politik zu
polarisieren, läuft ins Leere, weil sie selbst eine solche
Politik betreiben. Die Führung der Gewerkschaften
wird jedoch versuchen, den Unmut gegen Rot-Grün
unter Verweis auf die Gefahr von Rechts zu deckeln
und erneut für die SPD zu mobilisieren. Um das zu
verhindern, muss in den Gewerkschaften der Druck für
eine offensive Lohnrunde gerade im Wahljahr erhöht
werden.

Die Kapitalisten können sowohl mit Schröder als
auch mit Stoiber leben. Der Rechtsruck der etablier-
ten Politik setzt sich fort. Das bedeutet ein großes
und wachsendes Vakuum auf der Linken. Viele wer-
den bei der Bundestagswahl ihren Protest durch eine
Stimmabgabe für die PDS ausdrücken. Die Beteili-
gung der PDS an der Kürzungs-Koalition in Berlin
zeigt jedoch, dass sich auch die PDS-Führung immer
mehr an das Establishment anpasst und ebenfalls an
die Futtertröge des Kapitals drängt. Deshalb ist der
Aufbau einer neuen Arbeiterpartei – und der Kampf
für ein kompromissloses sozialistisches Programm –
als Alternative zum etablierten Einheitsbrei und ka-
pitalistischen Krisenmanagement dringlicher denn je.

�

Kombilöhne
Kampf gegen Arbeitslosigkeit
oder gegen Arbeitslose?

Angesichts der kommenden
Bundestagswahl im Herbst und
ihrer miesen Arbeitsmarktbilanz
gerät Rot-Grün in Panik. Um die
Statistiken wenigstens noch et-
was zu schönen, hat Rot-Grün
in den letzten Wochen die
Schaffung von Arbeitsplätzen
durch Lohnsubventionierung in
den Mittelpunkt der Diskussion
gestellt.

Alle arbeitsmarktpolitischen
Vorschläge der letzten Zeit lau-
fen darauf hinaus, dass eine
hohe Flexibilität der Arbeitslosen
und Beschäftigten und die Aus-
weitung des Niedriglohnsektors
die Allheilmittel gegen Arbeitslo-
sigkeit seien. Nicht ein mangeln-
des Stellenangebot sei das Pro-
blem, sondern „unzureichend
motivierte Arbeitslose“.

Von Lucy Redler, Ham-
burg

Mit einer massiven Propaganda-
kampagne wollen die Herrschenden
durchsetzen, dass Arbeitslose und
Sozialhilfeempfänger in Zukunft zu
Hungerlöhnen arbeiten sollen. Vor
diesem Hintergrund findet die Kom-
bilohndebatte statt.

Maßnahmen gegen
Arbeitslose

Dem nicht genug, planen die Herr-
schenden und ihre selbsternannten
Arbeitsmarktexperten die Bezugs-
dauer von Arbeitslosengeld auf ein
Jahr zu verkürzen, die Sozialhilfe
abzusenken und obendrein noch die
Arbeitslosenhilfe mit der Sozialhilfe
zusammenzulegen, was einer Strei-
chung der Arbeitslosenhilfe gleich-
kommt. Allein dadurch würden in
Deutschland 1,4 Millionen Men-
schen zu Sozialfällen werden. Die
Grünen setzen noch eins drauf: Ihr
Sieben-Punkte-Programm zielt in er-
ster Linie darauf ab, Beschäftigung
im unteren Tarifbereich billiger zu
machen. Das gerade neu eingeführte
Job-Aqtive-Gesetz wird als tolle
neue Vermittlungshilfe für Arbeits-
lose dargestellt. In Wirklichkeit wer-
den Arbeitslose durch dieses Ge-
setz noch viel stärker zur Aufnah-
me (un)zumutbarer Jobs gezwun-
gen. Außerdem wird Leiharbeit
gefördert und ausgeweitet. Am mi-
serablen Stellenangebot ändert sich
nichts. Für die Arbeitslosigkeit sind
auf einmal die Arbeitslosen selbst
verantwortlich.

Kombilohndebatte
Im Gegensatz zu staatlichen

Lohnkostenzuschüssen an Arbeit-
geber, wie beispielsweise beim Saar-
Modell, subventioniert der Staat mit
Kombilöhnen niedrige Stunden-
oder Monatsentgelte der Beschäf-
tigten. Besonders Langzeitarbeitslo-
se und gering Qualifizierte sollen
durch Kombilöhne zu Billigarbeit
gezwungen werden. Dies sind 1,56
Millionen in Westdeutschland und
640.000 in Ostdeutschland. Die

meisten von ihnen sind Sozialhilfe-
bezieher.

Die Argumentation der Herr-
schenden: Wegen des geringen fi-
nanziellen Unterschieds zwischen
Sozialhilfe und einer Beschäftigung
im Niedriglohnsektor (Lohnab-
standsgebot) sei für diese Personen-
gruppe der Anreiz gering, einen
Niedriglohnjob anzunehmen.

Wenn wir uns darauf einlassen, las-
sen wir uns auf eine Spirale nach
unten ein. Stattdessen gilt es gerade
bei den unteren Lohngruppen massi-
ve Lohnerhöhungen durchzusetzen.
Darum sind auch Festgeldforderun-
gen in der Tarifrunde so wichtig.

 Behauptet wird, dass nach einer
befristeten Förderung die Motivati-
on der Arbeitslosen, den schlecht
bezahlten Job weiterhin auszuüben,
steigen würde. Warum dem so sein
soll, wird uns nicht verraten. Mas-
senarbeitslosigkeit wird dadurch
nicht als strukturelles Problem des
Kapitalismus, sondern als reines
Motivationsproblem dargestellt, so
nach dem Motto „die sind ja eh alle
faul“.

Bisher gibt es in Deutschland
zehn verschiedene Kombilohnmo-
delle. Die meisten sind regionale
Miniprogramme und auf West-
deutschland beschränkt. Gerade mal
5 Konzepte können über 300 Teil-
nehmer verzeichnen. Eines von die-
sen ist das Mainzer Modell, seit
Sommer 2000 ein Sonderprogramm
der Bundesregierung, welches nun
von Brandenburg und Nord-Rhein-
land-Pfalz auf ganz Deutschland
ausgeweitet werden soll.

Mainzer Modell
Dass es als das Vielversprechend-

ste von allen gepriesen wird, liegt
wohl eher daran, dass die anderen
Konzepte in der Auswertung noch
schlechter abschneiden. Das Main-
zer Modell nehmen gerade mal 800
EmpfängerInnen von Lohnersatzlei-
stungen in Anspruch, zwei Drittel
von ihnen sind Frauen. Ein Fünftel
der Arbeitsverträge wurde nach der

ersten Förderzeit von Seiten der Ge-
förderten aufgelöst.

Auch Arbeitsminister Riester
musste den Flop zugestehen und
räumte in einer Zwischenbilanz ein,
dass die Erfolge „deutlich hinter den
Erwartungen zurückgeblieben
sind“ (Der Spiegel 3/2002).

Das Modell ist befristet bis 2002
und fördert sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungen mit einer
wöchentlichen Mindeststundenzahl
von 15 Stunden. Bei diesem Projekt
wird eine anteilige oder volle Finan-
zierung der Sozialversicherungsbei-
träge des Beschäftigten für drei Jah-
re gezahlt, wenn er/sie zwischen
320 und 870 Euro monatlich ver-
dient. Familien erhalten zudem ei-
nen Kindergeldzuschlag in Höhe
von 75 Euro.

Gemessen an 146.000 erwerbstä-
tigen und rund zwei Millionen ar-
beitslosen SozialhilfeempfängerIn-
nen erscheint die Inanspruchnahme
der Konzepte sehr gering. Warum
sollte es bundesweit mit dem Main-
zer Modell anders sein? Ein Grund
für die geringe Teilnehmerzahl
könnten die hohen Voraussetzungen
sein. Ein Beispiel: Wie soll ein
Langzeitarbeitsloser als Vorausset-
zung für eine Förderung einen unbe-
fristeten Vollzeitjob bekommen,
wie es das PlusLohn-Konzept in
Duisburg vorsieht? Am Wichtigsten
ist aber: Wo millionenfach Jobs feh-
len, können auch keine neuen durch
Lohnsubvention geschaffen werden!
Wenn niedrige Löhne Tausende von
Arbeitsplätzen schaffen würden,
warum ist das dann in Ostdeutsch-

Steuerparadies
Deutschland?

„Die rot-grüne Steuerreform
sorgt dafür, dass viele Groß-
konzerne fast gar keine Steuern
mehr zahlen. (...) Viele Firmen
melden zwar nach wie vor
recht ordentliche Gewinne,
doch einer wird davon fast gar
nicht profitieren: der Finanzmi-
nister“ (Der Spiegel, 4/2001).

Während die Unternehmen
über die Körperschaftssteuer
im Jahr 2000 noch 23,6 Milli-
arden Euro aufbringen mus-
sten, konnten die Konzerne
über Körperschaftssteuer-
Rückzahlungen letztes Jahr bis
November unterm Strich sogar
1,9 Milliarden Euro einstecken.

Auch bei der Gewerbesteuer
gingen die Einnahmen der
Kommunen in Städten wie
Frankfurt, Münster oder Halle
um 25, 40 oder gar 50 Prozent
zurück.

parat von Innenminister Schily
auch noch der angesetzte Verbots-
prozess. Ob das Absicht oder
Schlamperei war lassen wir mal
dahingestellt. So oder so, man darf
diesen Skandal nicht isoliert son-
dern in einer Reihe mit dem Ver-
halten des Staatsapparates gegen-
über der NPD in den letzten Jah-
ren sehen. Und dann drängt sich
der Schluss auf: Dieser Staat hat
gar kein großes Interesse daran,
der NPD und anderen Nazis das
Handwerk zu legen. Sicher, ein
Verbot der NPD anzukündigen er-
weckt bei den Bürgern den Ein-
druck, es würde etwas gegen die
Nazis getan. Das ist gut für das
Image.

Aber gleichzeitig lässt man die
Nazis weitgehend gewähren. So
erhält man sich eine Drohkulisse
gegen Linke und als Vorwand für
Gesetzesverschärfungen. Diese
Gesetze lassen sich dann hervor-
ragend zum Beispiel gegen Men-
schen einsetzen, die gegen die ka-
pitalistische Globalisierung de-
monstrieren wollen. Und später
auch mal gegen Gewerkschafter,
die einen inoffiziellen Streik orga-
nisieren.

Der Staat ist und bleibt auf dem
rechten Auge blind. Wir haben im-
mer vor Illusionen in Regierung,
Polizei und Justiz gewarnt. „Im
Kampf gegen Nazis und Rassisten
hilft es nicht auf Staat und Justiz
zu hoffen, nur wir selbst, Jugendli-
che und ArbeiterInnen, können die
braunen Ratten zurück in ihre Lö-
cher jagen!“ (VORAN, Dezem-
ber/Januar 2000/01). Der jüngste
Skandal um den geplatzten NPD-
Prozess bestätigt die Aktualität
dieser Aufgabe.

Georg, Köln

land nicht passiert? Das Lohnni-
veau ist im Osten viel niedriger als
im Westen, die Arbeitslosenquote
dafür aber doppelt so hoch.

Das haben unsere „Arbeitsmarkt-
experten“ aber auch schon bemerkt
und rechnen bei der Ausweitung des
Mainzer Modells gerade mal mit
ungefähr 20.000 neuen Jobs.

Schafft Lohnsubventio-
nierung Arbeitsplätze?

Arbeitsplätze werden unterm
Strich keine geschaffen. Die staatli-
che Förderung nicht-existenzsi-
chernder Beschäftigung geht langfri-
stig Hand in Hand mit einem Abbau
von gut abgesicherten Vollzeitar-
beitsplätzen. Im Endeffekt werden
die Arbeitgeber dies nutzen, um ei-
nerseits bestehende Vollzeitarbeits-
plätze in Billigjobs umzuwandeln
und andererseits neue Stellen von
Anfang an als flexible Billigjobs an-
zubieten. Statt neue Jobs zu schaf-
fen, wird der Niedriglohnsektor aus-
geweitet, dessen Existenz die Löhne
insgesamt unter Druck setzen wird.
Die Unternehmer lachen sich ins
Fäustchen.

Man könnte jetzt einwenden:
Wenn schon keine Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, wird ja vielleicht
wenigstens die Lebenssituation der
SozialhilfeempfängerInnen durch
Lohnsubventionierung verbessert?
Auch das ist nicht der Fall. Von
einem förderungsfähigen Einkom-
men bei zwischen 325 und 870
Euro brutto wie beim Mainzer Mo-
dell kann nun mal niemand leben,

egal wie viel Sozialversicherungsbei-
träge erlassen werden. Armut wird
nicht bekämpft, sondern festge-
schrieben.

Wie Arbeitslosigkeit
bekämpfen?

Beim Kombilohn geht es politisch
darum, Arbeitslose als faule Nutz-
nießer der Sozialkassen darzustellen.
Den Herrschenden geht es im Kern
um eine weitere Umorganisation des
Arbeitsmarkts im Interesse der Un-
ternehmen. Anstatt die bundesweite
Ausweitung des Mainzer Modells
zu akzeptieren, sollten die Gewerk-
schaften die Niedriglohnpolitik klar
ablehnen. Anstatt Streichung der Ar-
beitslosenhilfe, Senkung der Bezugs-
dauer für Arbeitslosengeld und Hun-
gerlöhne für gering Qualifizierte müs-
sen wir Druck für eine Mindestsi-
cherung für alle machen.

Die Gewerkschaften sollten in der
beginnenden Tarifrunde die ganze
Kampfkraft nutzen, um massive
Lohnerhöhungen durchzusetzen
(siehe auch Seite 4). Der Tarifkampf
für höhere Löhne sollte verbunden
werden mit dem Kampf für eine
Verteilung der Arbeit auf alle durch
Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohnausgleich und den Abbau von
Überstunden. Im Jahr 2001 wurden
1,9 Milliarden Überstunden gelei-
stet. Dies entspricht ungefähr
410.000 neuen Stellen. Anstatt die
Arbeitslosen in staatliche Zwangs-
arbeit zu stecken, sollten die Unter-
nehmer gezwungen werden, Über-
stunden abzubauen! �

Kombilöhne beseitigen nicht die Arbeitslosigkeit, sondern dienen nur der Ausdehnung des
Niedriglohnsektors. McJobs werden weiter zunehmen
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Ihr da
oben ...

... wir hier
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Enron I.
Die fünf Pleitebuchstaben ste-

hen für den größten Unterneh-
mensbankrott in der Geschichte
der USA. Der Energie-Gigant
Enron zählte 20.000 Beschäftig-
te. Das Unternehmen war einst
der Stern am Himmel der Libera-
lisierungsgewinner. Jetzt ist es
nur noch ein leuchtendes Bei-
spiel für das Versagen der dere-
gulierten Marktwirtschaft.

Von über 90 Dollar ist der
Preis der Enron-Aktie auf weni-
ger als 70 Cents abgerutscht. Die
Kleinaktionäre traf die Pleite wie
ein Blitz aus heiterem Himmel.
Die Unternehmensleitung hatte
einfach jahrelang die Bilanzen ge-
schönt, Gewinne zu hoch ange-
geben und Schulden verschwie-
gen. Alle machten bei dieser Ver-
schleierungsaktion mit. Regie-
rungsvertreter, die über die
wahre Lage informiert worden
waren, hielten dicht. Buchhalter
ließen sogar belastendes Material
noch Wochen nach dem Kon-
kursantrag in den Schredder
wandern. Das obere Manage-
ment nutzte dagegen ihr Insider-
wissen, um ihre Aktienoptionen
von über einer Milliarde Dollar
rechtzeitig an der Börse loszu-
werden.

Das Resümee der Süddeut-
schen Zeitung: “Dieser Konkurs
ist nicht angetan, das Vertrauen
in die kapitalistische Ordnung zu
stärken” (14.1.02).

Enron II.
Die Enron-Pleite wirft ein grel-

les Schlaglicht auf die Verfilzung
von Politik und Wirtschaft.

US-Präsident Bush stand jah-
relang praktisch auf der Gehalts-
liste von Enron. Der Konzern
und sein Chef Kenneth Lay, den
Bush kumpelhaft als “Kenny
Boy” zu bezeichnen pflegt,
spendeten im Laufe der Jahre
550.000 Dollar an Bush. Weitere
100.000 Dollar seines Kumpels
durfte Bush bei seiner pompö-
sen Amtseinführung verpulvern.

Die im Fall Enron eingeleiteten
strafrechtlichen Ermittlungen
können wegen Befangenheit
nicht von Justizminister John
Ashcroft geleitet werden – er
hatte im Senatswahlkampf eben-
falls 57.000 Dollar von Enron
und Lay erhalten. Auch an ande-
re hohe Tiere der Bush-Admini-
stration, darunter Vize-Präsident
Dick Cheney, wurden Gelder
des Konzerns verteilt.

Das alles natürlich keineswegs
selbstlos: In vier von fünf Jahren
vor dem Jahr 2000 brauchte der
Konzern keinen Cent Einkom-
menssteuer zu zahlen. Als Gou-
verneur von Texas unterzeichne-
te Bush Gesetze zur Deregulie-
rung des Energiemarktes, den
sich Enron dadurch unter den
Nagel reißen konnte. Das ener-
giepolitische Konzept von
Bush, das wegen seiner Umwelt-
schädlichkeit weltweit für Auf-
sehen sorgte, wurde bei sechs
Treffen zwischen Cheney und
Enron-Vertretern ausgeklüngelt.

Enron III.
Die Pleite von Enron zeigt

auch, was die Privatisierung der
Renten, die durch Riesters
Renten”reform” nun ja auch in
Deutschland begonnen worden
ist, für Folgen haben kann. Tau-
sende von Enron-Angestellten
hatten ihre Ersparnisse zur Al-
terssicherung in Aktien ihrer Fir-
ma angelegt. Die sind jetzt nichts
mehr wert. Die Angestellten sind
nun also nicht nur ihren Job,
sondern auch noch ihre Alters-
versorgung los.

ATTAC – Wie weiter?
Im Jahr 2001 ist die Bewegung

gegen kapitalistische Globalisie-
rung in Deutschland angekom-
men. Seit den Demonstrationen
gegen die WTO-Tagung in Se-
attle im Herbst 1999 breitet sich
diese Bewegung über den gan-
zen Erdball aus und hat Hundert-
tausende und Millionen von Ju-
gendlichen, ArbeiterInnen und
Intellektuellen mobilisiert. Sie hat
es geschafft, die neoliberale Glo-
balisierungsideologie in die De-
fensive zu drängen und laut und
deutlich ihren Anspruch formu-
liert: „Eine andere Welt ist mög-
lich!“

ATTAC ist eine von verschiede-
nen Organisationen, die diese
Bewegung hervorgebracht hat.
In Deutschland ist ATTAC seit
Sommer 2001 rasant gewachsen.
Damit ist ATTAC zum zurzeit
wichtigsten organisierten Aus-
druck der Bewegung geworden.
Eine solch dynamische Entwick-
lung bedeutet zwangsläufig,
dass ATTAC in einem ständigen
Prozess der Veränderung ist. Im
April wird der nächste bundes-
weite Ratschlag (eine Art Bun-
deskonferenz) stattfinden, auf
der über die programmatischen
Inhalte, Selbstverständnis und
Struktur von ATTAC debattiert
werden wird.

Von Sascha Stanicic, SAV-
Bundessprecher und AT-
TAC-Mitglied

ATTAC hat sich in Frankreich als
Bewegung für die Einführung einer
Steuer auf Devisentransaktionen
(Tobinsteuer) gegründet. In
Deutschland als Bündnis verschie-
dener Nichtregierungsorganisationen
(NGO’s) begonnen, hat sich AT-
TAC von Beginn an breiter mit Fra-

gen der internationalen Finanzmärk-
te und der Globalisierung beschäf-
tigt. Mit den Auswirkungen der De-
monstrationen von Göteborg und
Genua, dem 11. September und dem
Krieg gegen Afghanistan und dem
Zulauf von Tausenden neuen Mit-
gliedern hat sich die Palette der The-
men, die von ATTAC aufgegriffen
werden, enorm erweitert. ATTAC-
Hochschulgruppen beschäftigen sich
mit Abbau und Privatisierung von
Bildung, die Pläne zur Privatisierung
der sozialen Sicherungssysteme sind
zu einem Schwerpunktthema ge-
worden und nicht zuletzt spielte
ATTAC eine wichtige Rolle in der
Bewegung gegen den Afghanistan-
Krieg.

Einige ATTAC-Mitglieder warnen
vor einer thematischen Beliebigkeit
und fordern, ATTAC solle sich auf
ökonomische und soziale Fragen
konzentrieren. Diese Konzentration
ergibt sich aus der ganzen Geschich-
te von ATTAC, sollte aber nicht
von ATTAC-Führungskreisen fest-
geschrieben werden. Mit dem Zu-
lauf von neuen Mitgliedern und der
Entwicklung neuer gesellschaftlicher
Probleme (oder alter Probleme, die
eine neue Aktualität gewinnen) soll-
te ATTAC flexibel neue Themen
behandeln und seine Aufgabe darin
sehen, die tieferen ökonomischen
Ursachen für gesellschaftliche Pro-
bleme aufzuzeigen.

Was ist ATTAC?
ATTAC ist zweifelsfrei ein neues

Phänomen. In ATTAC sind Leute
zusammen gekommen, die die ver-
schiedensten politischen Ideen und
Richtungen vertreten, es eint sie die
Kritik an der herrschenden Wirt-
schaftspolitik. Diese Vielfalt wird
von vielen als Stärke von ATTAC
betrachtet. Und es ist sicher wahr,

dass ATTAC diesen rasanten Auf-
stieg nehmen konnte, weil eine große
Offenheit besteht, verschiedene Ide-
en zuzulassen und zu debattieren.
Also finden sich bei ATTAC Ge-
werkschafterInnen, Friedensbeweg-
te, 3.-Welt-AktivistInnen und Sozia-
listInnen. Diese Vielfalt drückt den
heutigen Zustand der globalisie-
rungskritischen Bewegung aus: Die
meisten wissen, wogegen sie sind,
aber nicht, wofür sie sind. Ein Fo-
rum für offene Diskussionen und die
Entwicklung von Ideen ist dringend
nötig. Doch diese Vielfalt und Of-
fenheit kann zu einem Problem wer-
den, wenn sie zu Stillstand und Un-
verbindlichkeit führt. Die Bewegung
gegen kapitalistische Globalisierung
steht nicht still. Die TeilnehmerIn-
nen an den Demonstrationen in Gö-
teborg, Genua, Brüssel haben Erfah-
rungen gemacht und daraus politi-
sche Schlüsse gezogen. Ereignisse
wie der Krieg gegen Afghanistan und
der Volksaufstand in Argentinien
werfen neue Fragen auf, fordern die
Ausarbeitung konkreter politischer
und ökonomischer Alternativen und
haben die politischen Ansichten vie-
ler ATTAC-Mitglieder verändert.
Zweifelsfrei geht der Bewusstseins-
prozess nach links und stellt mehr
und mehr die kapitalistische Markt-
wirtschaft insgesamt in Frage. Wenn
ATTAC nicht von den Ereignissen
überholt werden will, muss es in der
Lage sein, Schlussfolgerungen zu
ziehen und Positionen einzunehmen
– und mit diesen Positionen Hand-
lungsfähigkeit zu erlangen.

Bündnis oder mehr?
ATTAC verbindet Elemente eines

Organisationsbündnisses und einer
Mitgliederorganisation. Das ist gut
und richtig so. Tatsache ist aber,
dass die Mehrheit der Leute, die in
den ATTAC-Gruppen aktiv sind,
Einzelmitglieder sind und keiner an-
deren Organisation angehören bezie-
hungsweise nicht als Organisations-
vertreterInnen bei ATTAC mitar-
beiten. Das bedeutet, dass die Ein-
zelmitglieder auch ein höheres
Gewicht in den ATTAC-Strukturen
haben sollten als die Mitgliedsorga-
nisationen. Es bedeutet auch, dass
ein Konsensprinzip bei Entschei-
dungsfindungen nicht länger prakti-
kabel ist. Ein Konsensprinzip im
Sinne einer hundertprozentigen Zu-
stimmung (beziehungsweise im Um-
kehrschluss der Bedingung, dass nie-
mand ein Veto gegen einen bestimm-
ten Beschluss vorbringt) führt im
Zweifelsfall zu Lähmung und Hand-

lungsunfähigkeit. Einen Konsens in
Diskussionen anzustreben ist eine
Sache, eine andere Sache ist es, Ein-
zelpersonen oder kleinen Minder-
heiten de facto ein Vetorecht einzu-
räumen. Das hat dann auch nichts
mehr mit Demokratie zu tun. Leben-
dige Demokratie sollte auf aktives
Handeln ausgerichtet sein. Viele AT-
TAC-Mitglieder stimmen zu, dass
es kein Vetorecht geben sollte, wol-
len aber auch die Einheit der AT-
TAC-Organisation wahren und
sprechen sich deshalb gegen Ent-
scheidungsfindung durch einfache
Mehrheiten aus. Dem kann dadurch
begegnet werden, dass Entscheidun-
gen mit einer Zweidrittel- oder Drei-
viertel-Mehrheit gefällt werden.

Auch auf bundesweiter Ebene
müssen demokratische, verbindliche
und transparente Strukturen existie-
ren. Die Praxis, den bundesweiten
Ratschlag als eine Vollversammlung
aller ATTAC-Mitglieder durchzu-
führen, ist faktisch nicht demokra-
tisch, da die Teilnahme von zufälli-
gen Faktoren abhängt (zum Bespiel
von der örtlichen Nähe zum Ta-
gungsort), so dass eine repräsentati-
ve Teilnahme nicht zu gewährleisten
ist. Während solche Versammlungen
für alle ATTAC-Mitglieder zugäng-
lich sein sollten und auch das Rede-
recht nicht eingeschränkt werden
sollte, sollten doch nur Delegierte
abstimmungsberechtigt sein. Dazu
muss ein Delegiertenmodell gefun-
den werden, das den Regionalgrup-
pen entsprechend ihrer Mitglieder-
zahl das größte Gewicht gibt und
den Mitgliedsorganisationen auch
eine Vertretung garantiert. Hierbei
sollten alle Mitgliedsorganisationen
berücksichtigt werden und nicht nur
solche mit bundesweiter Präsenz
(denn faktisch ist es so, dass einige
kleinere Organisationen eine aktivere
Rolle bei ATTAC spielen als so
manche größere Mitgliedsorganisati-
on).

Politische Ausrichtung
Der bundesweite Ratschlag wird

auch die Erneuerung der ATTAC-
Grundsatzerklärung diskutieren.
Dies muss vor dem Hintergrund der
veränderten gesellschaftlichen Situa-
tion geschehen. Krieg, Abbau demo-
kratischer Rechte und die Folgen der
Weltwirtschaftskrise müssen dabei
ihren Niederschlag finden und zu
einer Zuspitzung der ATTAC-Pro-
grammatik führen. In diesem und
den nächsten Jahren werden weitere
Länder wirtschaftlichen Zerfall und
Staatsbankrott erfahren, wie zurzeit
Argentinien. Auch in der Bundesre-
publik wird es zu Betriebsschlie-
ßungen und Sozialkürzungen als
Folge der Rezession kommen. Sol-
che Ereignisse werden zweifelsfrei
zu Widerstand führen. An diesem
Widerstand sollte ATTAC sich be-
teiligen und ihn mitgestalten.

Als SozialistInnen sind wir der
Überzeugung, dass es im Rahmen
des Kapitalismus keinen Ausweg
aus der Spirale von Krisen und
Kriegen geben kann und dass die
Marktwirtschaft überwunden wer-
den muss, um eine Welt zu schaf-
fen, in der die Bedürfnisse von
Mensch und Natur im Mittelpunkt
stehen und nicht die Profite der
Banken und Konzerne. Für soziali-
stische Ideen treten wir in allen Be-
wegungen, den Gewerkschaften und
sozialen Kämpfen ein. Wir sind uns
gleichzeitig bewusst, dass die Mehr-
zahl der Leute, die heute bei AT-
TAC aktiv sind, noch keine soziali-
stischen Schlussfolgerungen gezo-
gen haben. Während wir einerseits
dafür eintreten, die Diskussion über
eine Systemalternative innerhalb
von ATTAC zu verstärken, sind
wir gleichzeitig der Meinung, dass
die Zeit gekommen ist, in der AT-
TAC-Programmatik weitergehende
Fragen aufzuwerfen und Forderun-
gen zu den drängendsten Problemen
von Arbeitslosigkeit und Privatisie-
rungen aufzustellen. Deshalb haben
SAV-Mitglieder unten stehenden
Vorschlag für eine neue ATTAC-
Grundsatzerklärung erarbeitet und
stellen ihn zur Diskussion.   �

Vorschlag für eine ATTAC-Grundsatzerklärung

Die internationalen Banken und Konzerne und
die von ihnen dominierten Finanzmärkte sind eine
Macht, die die Politik weitgehend bestimmen
kann. Immer mehr Lebensbereiche geraten unter
das Diktat von Kapital, betriebswirtschaftlicher
Rendite, shareholder value, Dax und Dow Jones.
Im Namen einer Modernisierung, die als unabän-
derlicher Sachzwang präsentiert wird, untergraben
Multis und Finanzmärkte demokratische Rechte.
Mit der Drohung, auf einen anderen „Standort“
oder eines der Steuerparadiese und Off-shore-
Bankzentren auszuweichen, versuchen internatio-
nale Finanzkonzerne und KapitalbesitzerInnen die
Öffentlichkeit zu erpressen und die Politik ge-
wählter Regierungen ihrer Disziplin zu unterwer-
fen.

Mit Devisen-Transaktionen von 1.500 Milliar-
den Dollar pro Wochentag, wovon der größte Teil
auf Geschäfte mit spekulativem Charakter entfällt,
ist eine neue Qualität internationaler Wirtschaft
entstanden. Doch die grenzenlose Freiheit der Ka-
pitalflüsse führt zu einer wachsenden Instabilität
der internationalen Wirtschaftsbeziehungen, die
sich in immer kürzeren Abständen in Krisen ent-
lädt. Durch Finanzcrashs und Wirtschaftskrisen
werden über Nacht ganze Volkswirtschaften rui-
niert, verlieren Hunderttausende ihren Arbeits-
platz und wird die Mehrheit der Bevölkerung in
Armut gestoßen. Die Behauptung, die kapitalisti-
sche Globalisierung bringe Wohlstand für alle, hat
sich nicht bewahrheitet. Während eine kleine
Gruppe von Globalisierungsgewinnern immer rei-
cher und mächtiger wird, wachsen weltweit sozia-
le Unsicherheit, Ausgrenzung und Armut. Die
Kluft zwischen und innerhalb von Industrielän-
dern und Entwicklungsländern wird immer größer.
Die Lösung brennender ökologischer Probleme
wird verschleppt. Im Interesse von Unternehmen
und Kapitalbesitzern wird der Abbau der sozialen

Sicherungssysteme betrieben.

Wir brauchen eine andere Politik für
eine andere Welt!

Doch diese Art der Globalisierung ist nicht
schicksalhaft und unaufhaltbar. Als Folge der
wirtschaftlichen Krise Anfang der 70er Jahre
suchte das Kapital mangels profitabler Anlage-
möglichkeiten im produktiven Bereich mehr und
mehr sein Heil in Spekulationen oder versuchte
durch massive Privatisierung öffentliche Betriebe
unter den Nagel zu reißen und sinkende Profitra-
ten über schärfere Ausbeutung auszugleichen.
Dem stellte sich die staatliche Politik des Neolibe-
ralismus in den Dienst.

Wir setzen uns dagegen für eine demokratische,
sozial gerechte und ökologisch verträgliche Ent-
wicklung unseres Planeten ein.

Nach dem 11. September 2001 hat eine gefährli-
che Entwicklung hin zu Kriegen und dem Abbau
demokratischer Rechte eingesetzt. Diese zu stop-
pen und rückgängig zu machen ist wichtiger Be-
standteil unserer Zielsetzung.

Dazu ist allerdings gesellschaftliche Bewegung
von unten notwendig. Um erfolgreich zu sein,
muss dieser Druck national und international orga-
nisiert sein, beispielsweise in enger Zusammenar-
beit mit den ATTAC-Bewegungen in vielen Län-
dern und mit anderen Organisationen und Bewe-
gungen, vor allem auch den Gewerkschaften. Nur
dann ist eine Politik im Interessen der Mehrheit
der Menschen gegen die Interessen der Wirtschaft
möglich. Eine Bewegung für die demokratische
Kontrolle der Wirtschaft muss vielfältige Aktions-
formen nutzen, von der Aufklärungsarbeit für Öf-
fentlichkeit und Medien über gezielte Kampagnen
bis zu breiten Massenmobilisierungen für wirksa-
men Protest und Widerstand.   �

Vorschlag für Forderungen bei ATTAC:
➜ die Einführung einer drastischen Steuer auf internationale Finanztransaktionen
➜ drastische Erhöhung der Steuern auf Kapitaleinkünfte und große Vermögen
➜ eine Einkommenssteuer mit starker Progression auf hohe Einkommen
➜ Schließung der Steuerparadiese und Off-shore-Bankzentren
➜ Die Öffnung der Geschäftsbücher und Abschaffung von Bank- und Steuer-

geheimnis
➜ Nein zu jeglicher Form von Sozial-, Bildungs- und Arbeitsplatzabbau
➜ Für eine Mindestabsicherung (in Deutschland 1.050 Euro monatlich), die

sicher stellt, dass weltweit kein Mensch mehr in Armut leben muss
➜ Für deutliche Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personalausgleich

(in Deutschland die 30-Stunden-Woche als ersten Schritt zu weiterer Ar-
beitszeitverkürzung mit dem Ziel der Verteilung der gesellschaftlich sinnvol-
len und notwendigen Arbeit auf alle)

➜ Keine Privatisierung der sozialen Sicherungssysteme
➜ Ein öffentliches Investitionsprogramm in den Bereichen Umweltschutz, Bus

und Bahn, Wohnen, Kindergärten, Bildung und Ausbildung, Gesundheits-
wesen und Altenpflege

➜ Stopp aller Privatisierungen und Rückführung privatisierter Bereiche in
öffentliches Eigentum bei demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch
die arbeitende Bevölkerung

➜ Überführung in Gemeineigentum bei demokratischer Kontrolle und Verwal-
tung durch die arbeitende Bevölkerung von solchen Betrieben, die Massen-
entlassungen oder Betriebsschließungen planen, Entschädigung nur bei
erwiesener Bedürftigkeit

➜ Sofortige und komplette Schuldenstreichung für die armen Länder
➜ Schluss mit der Zinszahlung an Banken aus öffentlichen Haushalten auch in

der Bundesrepublik
➜ Für die Auflösung der kapitalistischen Institutionen WTO, IWF und Welt-

bank
➜ Nein zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr
➜ Nein zum Abbau demokratischer Rechte und für die Rücknahme der so

genannten „Anti-Terror-Gesetze“
ErstunterzeichnerInnen des Vorschlags: Gaetan Kayitare, Aachen; Sascha Stanicic,
Tommy Lindqvist, Katja Raetz, Doreen Ullrich (Bundessprecherin von widerstand inter-
national!), Berlin; Sylla Kahl, Lucy Redler, Sue Powell, Jörn Kroppach, Hamburg; Lo-
renz Blume, Kassel; Claus Ludwig (Mitglied im ATTAC-Ko-Kreis Köln); Tinette Schnat-
terer, David Matrai, Stephan Kimmerle, Stuttgart (alle Mitglieder bei SAV und ATTAC)

Erklärung für eine demokratische Kontrolle der Wirtschaft*
*Dies ist ein erster Vorschlag von SAV-Mitgliedern für die weitere Diskussion

Mitgliederwachstum
In Deutschland ist ATTAC seit Sommer 2001 rasant
gewachsen – von 400 Mitgliedern in 12
Regionalgruppen auf über 4.000 Mitglieder in
ca. 100 Städten
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ATTAC-Mitglieder sind ein aktiver Teil der verschiedenen Demos
gegen die kapitalistische Globalisierung und haben dort die Frage
der Schuldenstreichung für die armen Länder aufgeworfen



VORAN Nr. 232 · Februar 20024

Spartentarifvertrag

7 Wochen Streik von BusfahrerInnen
Busfahrer privater Busbetriebe verdienen 30

Prozent weniger als ihre KollegInnen, die im Öf-
fentlichen Dienst noch nach dem Flächentarifver-
trag (BAT/BMT-G) bezahlt werden. Zeit, dass sich
endlich was ändert. 7 Wochen haben die 220
BusfahrerInnen der Firma Rhein-Bus in Düssel-
dorf deshalb gestreikt.

Der private Busbetreiber Rhein-Bus gehört zur
Taeter-Gruppe. Taeter gehört Connex. Und Con-
nex ist die Verkehrssparte des französischen Kon-
zerns Vivendi. Dieser global player versucht im
Rahmen von Liberalisierung und Privatisierung
immer mehr ins Geschäft zu kommen und dabei
die Löhne zu drücken.

Von Ursel Beck, Köln

Streikziel bei Rhein-Bus war deshalb der Spartenta-
rifvertrag für den öffentlichen Verkehr. Dieser Tarif-
vertrag bedeutet für die FahrerInnen auf privatisierten
Linien zwar eine Verbesserung gegenüber den jetzigen
Tarifen. Der Abstand zu den BusfahrerInnen, die im
Öffentlichen Dienst nach BAT/BMT-G arbeiten, ist
aber immer noch sehr groß.

Um diesen Abstand zu beseitigen, will die ver.di-
Führung die Löhne in den öffentlichen Verkehrsbetrie-
ben auf das Niveau des Spartentarifvertrags absenken.
Es wird argumentiert, dass durch die Absenkung im
Öffentlichen Dienst und eine beabsichtigte Anhebung

bei den privaten Busbetrieben ein einheitlicher Tarif
für die gesamte Sparte möglich wäre. Damit würde
Lohndumping gestoppt. Für die BusfahrerInnen der
städtischen Verkehrsbetriebe würde das eine Absen-
kung der Löhne um gut 250 Euro, Wegfall des Kinder-
zuschlags und Wegfall von bis zu 11 freien Tagen im
Jahr bedeuten. In den öffentlichen Verkehrsbetrieben
gibt es deshalb Unmut und auch Widerstand und Ge-
werkschaftsaustritte.

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
Das Ziel von ver.di müsste sein, bei den privaten

Busbetrieben auf das Niveau des BAT/BMT-G zu
kommen. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit – aber
Angleichung auf dem höchsten Niveau. Dieser gewerk-
schaftliche Grundsatz müsste die Politik von ver.di
bestimmen.

Gewerkschaften, die freiwillig erkämpfte Standards
aufgeben, zeigen, dass sie nicht kämpfen wollen. Da-
durch werden die Unternehmer immer dreister. Und so
ist es auch kein Wunder, dass der Verband der Nord-
rhein-Westfälischen Omnibusunternehmen im No-
vember 2001 – nach fast 2 Jahren ergebnislosen Ver-
handlungen mit der ÖTV/ver.di – die Verhandlungen
abgebrochen hat und mit der völlig bedeutungslosen
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und Dienstleistun-
gen (GÖD) einen Tarifvertrag für die privaten Busbe-
triebe abgeschlossen hat, der den alten miserablen Ver-

trag weiterführt.
In Leipzig haben die privaten Busbetreiber sogar mit

irgendeinem „Verein“ die Tariflöhne der BusfahrerIn-
nen von 7,29 auf 6,06 Euro Brutto-Stundenlohn ge-
senkt und Urlaubs- und Weihnachtsgeld gestrichen.
Nachdem ver.di auf diese Weise von den Arbeitgebern
immer mehr kaltgestellt wurde, wurden die Kampf-
maßnahmen bei Rhein-Bus eingeleitet.

Solidarität
Der Streik wurde aber von Anfang nicht so geführt,

dass er zu einem vollen Erfolg hätte werden können.
Erst nach 6 Wochen Streik bei Rheinbus wurden zag-
hafte „solidarische Warnstreiks“ in anderen Städten
organisiert und weitere Urabstimmungen geplant. Ob-
wohl ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske gegenüber den
Streikenden auf die große Bedeutung des Streiks hin-
wies und Unterstützung der ganzen Organisation ver-
sprach, gab es weder eine landes- noch eine bundes-
weite Kampagne zur Unterstützung der KollegInnen
von Rhein-Bus. Eine solche Kampagne zur Streikun-
terstützung wäre auch die passende Antwort gewesen
gegen die Forderung von Unternehmern und Regie-
rung, den Niedriglohnsektor auszuweiten. In der ersten
ver.di-Mitgliederzeitung, die im Januar herauskam,
wurde ein Streikbericht auf den Regionalteil verbannt.

Nachdem endlich nach 6 Wochen Streik bei Rhein-
Bus die Ausdehnung des Streiks auf andere Städte

geplant war und Urabstimmungen stattfinden sollten,
wurde der Streik beendet.

Kräftige Lohnerhöhung
Das erklärte Ziel Spartentarifvertrag wurde nicht

erreicht. ver.di selbst redet von einem Durchbruch
beim Streikergebnis. Dabei wurde nur ein Haustarif-
vertrag für die Taeter/Connex-Betriebe erreicht. An-
dere private Busbetriebe können weiter nur Tarife
von 8,13 bis 9,42 Euro Brutto-Stundenlohn bezah-
len. Und selbst der erkämpfte Taeter-Haustarifver-
trag ist nicht identisch mit dem Spartentarifvertrag.
Ver.di spricht von einem „Einstieg in den Spartenta-
rifvertrag“. Rhein-Bus-FahrerInnen bekamen bisher
1.480 Euro im Monat. Nach dem Streik werden es
immerhin 1.660 Euro sein. Deshalb war der Streik
der Rheinbus-Beschäftigten ein Erfolg. Der Streik
zeigt aber auch, dass die Strategie der ver.di-Führung
in Sachen Spartentarifvertrag eine Katastrophe ist.
Die Behauptung von ÖTV/ver.di-Funktionären, die
Einführung des Spartentarifvertrags bei den öffentli-
chen Verkehrsbetrieben würde die Bedingungen für
dessen Durchsetzung bei den Privaten verbessern,
erweist sich als völlig falsch. Stattdessen bestätigt
sich die historische Erfahrung der Gewerkschaftsbe-
wegung. Die kampflose Aufgabe erkämpfter Stan-
dards und Rechte führt nur dazu, dass die Unterneh-
mer immer unverschämter werden.  �

Tarifrunde 2002

0,9 bis 1,8 Prozent und dazu
noch Öffnungsklauseln. Das ist
das Forderungspaket der Unter-
nehmer für die Tarifrunde 2002.
Gleichzeitig verlangen sie eine
weitere Ausdehnung von Zeitar-
beit und befristeter Arbeitsver-
träge, Heraufsetzung des Ren-
tenalters und eine weitere Sen-
kung der Unternehmenssteuern.

Der IGM-Vorsitzende Klaus
Zwickel spricht zurecht davon,
dass dies ein „dreister und un-
verschämter Forderungskatalog“
sei. Der Metallarbeitgeberver-
band hat sogar damit gedroht,
als Reaktion auf höhere Lohnab-
schlüsse bis zu 150.000 Arbeits-
plätze zu vernichten. Die Unter-
nehmer haben längst begonnen,
die Krise ihres Systems durch
Lohnraub, Sozialabbau und Ent-
lassungen auf die arbeitende Be-
völkerung abzuwälzen. Aber wo
bleibt die entsprechende Ant-
wort der IGM-Führung? Es ist an
der Zeit zurückzuschlagen. Die
Gewerkschaften müssen endlich
kämpfen und auf Streik orientie-
ren.

Unternehmerprovokation zurückschlagen
Unser Programm
zzzzz 250 Euro für alle
zzzzz Volle tarifliche Gleichstellung der Ost-KollegInnen
zzzzz 30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und Personalausgleich
zzzzz Herabsetzung des Rentenalters auf 58 Jahre ohne Rentenabschlag oder Lohnverzicht
zzzzz Keine Kompensationsgeschäfte bei Arbeitszeitregelungen, Zuschlägen oder sonstigen

tariflichen Errungenschaften
zzzzz Nein zur Durchlöcherung von Flächentarifverträgen. Nein zu schlechteren Branchen- oder

Haustarifverträgen. Keine Öffnungsklauseln
zzzzz 1-jährige Laufzeit von Tarifverträgen
zzzzz Gewerkschaften raus aus dem „Bündnis für Arbeit und Wettbewerbsfähigkeit“
zzzzz Rücknahme aller unter Kohl durchgeführten Verschlechterungen des Paragrafen 116 AFG
zzzzz Voller Einsatz der Kampfkraft bis hin zum bundesweiten Vollstreik
zzzzz Gemeinsamer Kampf aller Gewerkschaften. Vorziehen der Tarifrunde des öffentlichen

Dienstes und aller anderen Tarifrunden mit längeren Laufzeiten
zzzzz Demokratische innergewerkschaftliche Diskussion und Entscheidung über alle Fragen

der Tarifauseinandersetzung
zzzzz Kein Tarifabschluss ohne mehrheitliche Zustimmung in einer Urabstimmung
zzzzz Wähl- und Abwählbarkeit aller Funktionäre und jederzeitige Rechenschaftspflicht

gegenüber der Basis
zzzzz Schluss mit Privilegien und hohen Gehältern für Funktionäre. Kein

Gewerkschaftsvertreter darf mehr verdienen als den durchschnittlichen Lohn der
Gewerkschaftsmitglieder

zzzzz Aufbau einer starken innergewerkschaftlichen Opposition als politische und personelle
Alternative zur heutigen völlig abgehobenen Gewerkschaftsführung

§ 116 AFG

Verschlechterung rückgängig machen!
Der § 116 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG)

bestimmte bis 1986, dass kalt ausgesperrte Arbei-
terInnen Arbeitslosen- beziehungsweise Kurzar-
beitergeld bekommen. Von kalter Aussperrung
spricht man, wenn Unternehmer außerhalb eines
bestreikten Tarifbezirks Produktionsstopps mit
Streiks begründen und die Beschäftigten aussper-
ren, sprich arbeitslos machen.

Als im April und Mai 1984 die Drucker und Metal-
ler für die 35-Stunden-Woche in Streik traten, reagier-
ten die Unternehmer sofort mit Aussperrung. Trotz
eindeutiger Rechtslage durch den § 116 AFG verfügte
der damalige Präsident der Bundesanstalt für Arbeit,
Heinrich Franke, den berühmt-berüchtigten Franke-
Erlass: „Arbeitnehmer, die außerhalb der umkämpften
Tarifgebiete arbeitslos (...) werden, erhalten kein
Kurzarbeitergeld.“ Die Herrschenden spekulierten
darauf, dass die kalt Ausgesperrten von der Gewerk-
schaft kein Streikgeld bekämen und deshalb den Ab-
bruch des Streiks verlangen würden. Beziehungsweise,
wenn die Gewerkschaft allen Streikgeld bezahlte, dass
die Streikkasse bald leer wäre und auch für diesen Fall
der Streik schnell abgebrochen werden müsste. In
Wirklichkeit goss der Franke-Erlass Öl ins Feuer und
stärkte die Kampfmoral der Drucker und Metaller. Es
kam zu machtvollen Demonstrationen gegen Aussper-
rung. Die IG Metall klagte vor den Sozialgerichten und
bekam Recht. Die Arbeitsämter mussten zahlen.

Gesetzesänderung
Die Revanche blieb nicht aus. Sie kam 1985/86 in

Form einer Änderung des § 116 AFG durch die Kohl-
Regierung. Die Wut in den Betrieben kochte damals
hoch und entlud sich in Demonstrationen während der
Arbeitszeit. Die Gewerkschaftsführung lehnte es je-
doch ab, die Kampfmittel bis hin zu ganztägigen poli-

tischen Arbeitsniederlegungen zu steigern. Dadurch
hätte die Kohl-Regierung in die Knie gezwungen wer-
den können. Stattdessen reduzierte die IGM-Führung
und der DGB die Kampfmittel auf eine innergewerk-
schaftliche Abstimmung. Das erlaubte der Kohl-Regie-
rung schließlich, den § 116 AFG nach den Wünschen
der Unternehmer zu ändern. Seither gilt, dass Arbeite-
rInnen, die infolge eines Streiks ausgesperrt werden,
nirgends mehr Geld vom Arbeitsamt bekommen. Das
ist eine eindeutige Verschiebung des Kräfteverhältnis-
ses zugunsten der Unternehmer auf juristischer Ebene.

Gleichzeitig ist es falsch, wenn die IG-Metall-Füh-
rung die Verschlechterung des § 116 AFG als Gesetz
zur „Herstellung der Streikunfähigkeit“ bezeichnet.
Vielmehr muss es zu einer Änderung bisheriger Streik-
taktiken weg von Schwerpunktstreiks kommen. Dies
war in der Vergangenheit bereits ein Fehler und wird
durch die neue Gesetzeslage zu einer Katastrophe. Die
erfolgreichste Streiktaktik besteht darin, die Unterneh-
mer so schnell wie möglich bundesweit massiv zu
treffen. Das schafft auf Seiten der Streikenden das
Bewusstsein für die eigene Stärke und schwächt die
Unternehmer ökonomisch am meisten.

Die Forderung nach Rückgängigmachung der Ver-
schlechterung des § 116 AFG muss gleichzeitig auf-
rechterhalten werden. Vor der Bundestagswahl und
kurz danach haben IGM und DGB an die SPD diese
Forderung gestellt. Doch inzwischen ist es still gewor-
den. Und die SPD denkt nicht daran, ihr diesbezügli-
ches Wahlversprechen einzulösen. Schröder verlangt
niedrige Lohnabschlüsse in der diesjährigen Tarifrunde.
Er wird darauf setzen, dass Kohls Angriff auf die
Streikfähigkeit ihm dabei hilft, die Profitinteressen der
Unternehmer in der Tarifrunde 2002 durchzusetzen.
Machen wir ihm und den Bossen einen Strich durch
die Rechnung!  �

1984
Mehrwöchige Streiks der Drucker und Metaller in den Monaten April bis Juli für die 35-Stunden-Woche.
Am 28.5. demonstrieren in Bonn mehr als 230.000 Gewerkschaftsmitglieder gegen Aussperrung.

1985
Mehr als 1 Million Beschäftigte demonstrieren im Oktober gegen Massenarbeitslosigkeit, Sozialabbau
und die geplante Verschlechterung des § 116 AFG.

1986
Am 5.2. erste Lesung des Gesetzentwurfs im Bundestag. Trotz angedrohter Repressalien durch die
Unternehmer folgen 500.000 Beschäftigte dem Aufruf der IG Metall und anderer Gewerkschaften, legen
die Arbeit nieder und versammeln sich zu Protestdemos.
Am 6.3. demonstrieren mehr als 1 Million auf über 200 DGB-Kundgebungen während der Arbeitszeit.
Im April lehnen 7,2 Millionen Gewerkschaftsmitglieder per innergewerkschaftlicher Abstimmung die
geplante Änderung des § 116 AFG ab.

Berlin

„Wenn ich verrate, wo
ich mir mit Gysi überall
einig bin, dann würde er
morgen aus seiner Partei
ausgeschlossen.“
Mario Czaja, CDU-
Fraktionsvize im Berliner
Abgeordnetenhaus, im
Neuen Deutschland vom
3. Januar ‘02

Proteste gegen SPD/PDS-Senat
Pfeifen, Trommeln, Rasseln –

dies ist nicht Karneval, sondern die
Demonstration der KollegInnen
vom Uniklinikum Benjamin
Franklin vor dem SPD-Parteitag.
„Zu Risiken und Nebenwirkungen
fragen Sie nicht Ihren Arzt. Rot/
Rot übernimmt volle Verantwor-
tung“, „Rot-Rot macht das Klini-
kum tot“, „Wir lassen uns nicht
fressen“ – die KollegInnen und
StudentInnen machen klar: So ein-
fach ist der Plan der Berliner Regierungsparteien, das Klinikum in ein
Regelkrankenhaus umzuwandeln und die FU-Medizin ganz zu schließen,
nicht durchzusetzen.

SPD und PDS haben massive Kürzungen beschlossen: Durch die
Umwandlung des Benjamin-Franklin-Klinikums sollen 97 Millionen
Euro für Forschung und Lehre wegfallen, damit sind 5.000 Stellen
gefährdet. Die Hälfte der städtischen KiTas soll privatisiert werden, 12
Schwimmhallen geschlossen werden. Insgesamt sollen im Öffentlichen
Dienst 1 Milliarde (!) Euro eingespart werden.

Bereits am 5.12. gab es eine ver.di-Demo mit 10.000 Teilnehmern, am
12.12. eine GEW-Demo mit 4.000 GewerkschafterInnen. Die Klinikum-
Beschäftigten haben bereits vier Demonstrationen im Januar organisiert
und 61.000 Unterschriften gesammelt. Gleichzeitig protestieren Sozialar-
beiterInnen und ErzieherInnen gegen die Kürzungen im Jugendbereich.

Jetzt kommt es darauf an, den Widerstand zusammen zu fassen. Nötig
ist ein berlinweiter Streik- und Protesttag aller von Kürzungen Betroffenen.
Dies zu organisieren wäre eigentlich die Aufgabe der Gewerkschaften.
Doch wenn ein ver.di-Vorsitzender mehr verdient als ein Regierender
Bürgermeister, können wir nicht erwarten, dass er unsere Interessen ver-
tritt. Darum müssen wir selber von unten mit Protestaktionen beginnen
und gleichzeitig für eine Opposition in den Gewerkschaften eintreten.

Katja Raetz, Berlin
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Für eine sozialistische Bildungspolitik
In den letzten Jahren hat es eine ganze Reihe

von Protesten gegen Bildungsabbau, Elitebil-
dung, Studiengebühren und den steigenden
Einfluss der Wirtschaft auf unsere Bildung ge-
geben. In einigen dieser Protestaktionen wie
den Jugendstreiktag in Bremen, den Kampf ge-
gen die Oberstufenreform in Stuttgart oder in
Berlin hat die SAV eine wichtige Rolle gespielt.
Während wir gezwungen sind uns gegen die
Angriffe und schleichenden Verschlechterun-
gen zu wehren, ist es gleichzeitig wichtig zu
erkennen, dass es Bildung so wie wir sie uns
vorstellen im Kapitalismus nicht geben kann.

Von Tinette Schnatterer, Stuttgart

Genau wie alle anderen Bereiche untersteht Bildung
im Kapitalismus der Profitlogik, den Profitinteressen
einzelner Weniger. So haben sich fast alle Bewegun-
gen der letzten Jahre auch gegen den steigenden Ein-
fluss der Wirtschaft auf Bildung und Lerninhalte ge-
richtet. Zum einen soll heute nur gelernt werden, was
nachher von Nutzen für Konzernchefs ist und sich
profitabel verwerten lässt, zum anderen werden wir
auf das Leben in einer Klassengesellschaft vorberei-
tet. Wir sollen lernen, Autoritäten ungefragt zu ak-
zeptieren, eigene Bedürfnisse hinten anzustellen, uns
ungefragt von anderen den Tag verplanen zu lassen.
Solidarität unter MitschülerInnen ist nicht gefragt.
Ellenbogendenken und Konkurrenz dominiert.

Gleichzeitig wird die Schule auch genutzt, um
uns von der Richtigkeit und Unveränderbarkeit des
kapitalistischen Systems zu überzeugen, dass es
sich nicht lohnt, sich zu wehren und alle vier Jahre
ein Kreuzchen machen das einzig legitime Mittel
ist seine Meinung zu äußern.

Die aktuelle PISA-Studie, die einen Aufschrei in
den deutschen Medien erzeugt hat, macht noch ein-
mal zwei Dinge deutlich. Zum einen, dass es heute
keine gleichen Bildungschancen gibt, sondern die
soziale Herkunft eine wichtige Grundlage für unse-
ren Schulabschluss ist. Und zweitens, dass die Bür-
gerlichen selbst erschrocken sind über die Folgen
ihrer Politik und keine Lösung zur Hand haben.

Sozialismus
Demgegenüber kämpfen wir für eine Gesell-

schaft, in der Schluss ist mit den Profitinteressen
einer kleinen Minderheit, für eine geplante Wirt-
schaft unter der demokratischen Kontrolle und
Verwaltung der Beschäftigten.

Der Sozialismus ist nicht mehr die Diktatur einer
Minderheit und deshalb wird auch das Bildungssy-
stem ganz anders aussehen. Es wird grundlegend die
Aufgabe der Bildung sein, Menschen in die Lage zu
bringen, ihr eigenes Leben zu bestimmen und zusam-
men mit anderen Wirtschaft und Gesellschaft in ihrem
gemeinsamen Interesse zu organisieren. Deshalb kann
und muss das Bildungssystem den Kindern und Ju-
gendlichen nicht von oben verordnete Lehrpläne auf-
zwingen, sondern sich an ihren Bedürfnissen orientie-
ren. Kinder haben das Bedürfnis, die Welt um sie
herum zu verstehen, wenn man daran anknüpft, wird
es nicht mehr nötig sein die Kinder mit Schulpflicht,
Strafarbeiten, Noten etc. zum Lernen zu zwingen.

Polytechnische Bildung
Außerdem könnten Kinder und Jugendliche die

Möglichkeit haben, die Arbeitswelt kennen zu lernen,
was keineswegs als Kinderarbeit zu verstehen ist, son-
dern als Recht der Jugend, Einblick in die Produktion
zu bekommen.

Die künstliche Trennung von Arbeiten und Lernen,
von Kopf- und Handarbeit muss aufgehoben werden.
Das ist eine alte Forderung der Arbeiterbewegung,
bekannt wurde das unter der Bezeichnung Polytechni-
sche Bildung. Das bedeutet zum einen, dass die Auf-
teilung des Lebens in eine kurze Schulzeit und dann
eine jahrzehnte lange Phase des Arbeitens bis zur
Rente aufgehoben wird und stattdessen die Möglich-
keit für lebenslanges Lernen geschaffen wird. Zum
anderen bedeutet polytechnisches Lernen, dass das
Lernen nicht isoliert vom wirklichen Leben einschließ-
lich der Arbeitswelt stattfindet. Das heißt, dass man
nicht mehr entweder studiert, wie die Maschinen
funktionieren oder sie vor der Nase hat, sondern das
eine mit dem anderen zusammenbringt.

Heute wäre es vom Stand der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und Produktion her möglich, über radikale
Arbeitszeitverkürzung Leute lange genug für die Fort-
und Weiterbildung von der Produktion freizustellen.
Das wäre sinnvoll für eine Gesellschaft, die sich stets
weiterentwickeln möchte und könnte enorme Auswir-
kungen auf Wissenschaft und Forschung haben.

Russische Revolution
Die russische Revolutionärin und Lebensgefährtin

Lenins Krupskaja, berichtete darüber, wie schnell Bil-
dung von einem Zwang zu einem Bedürfnis wurde,
nachdem das zaristische System durch die Oktoberre-
volution 1917 in Russland gestürzt worden war: „So-

bald die Selbstherrschaft gestürzt war, drängten
die Arbeiter nach Wissen. (...) Jedes Werk, jede
Fabrik richtete sich eine eigene Bibliothek ein, stell-
te einen eigenen Bibliothekar ein, eröffnete seine
eigene Schule und einen eigenen Klub. Diese ganze
Kultur- und Bildungsarbeit wurde mit großer En-
ergie von den Arbeitern selbst geleistet“ (1918,
Materialien zur Überprüfung des Parteipro-
gramms).

Heute stünden uns nach einer Revolution noch
viel mehr Möglichkeiten zur Verfügung. Allgemein
entwickelten sich nach der Russischen Revolution
viele gute Ansätze: Schülerselbstverwaltungen,
Wählbarkeit der LehrerInnen, Koedukation (ge-
meinsamer Unterricht für Mädchen und Jungen).
Ansätze, die dann durch das Erstarken der Büro-
kratie aber in den Ansätzen stecken blieben bezie-
hungsweise durch den Stalinismus bewusst wieder
bekämpft wurden.

Heute ist es nötig, den Kampf gegen Kürzungen und
Verschlechterungen zu führen, und dabei zu erklären,
dass Bildung im Kapitalismus immer den Interessen
der Konzernchefs, den Profitinteressen folgt. Die be-
stimmen heute darüber, wer wie viel und was lernen
darf. Gleichzeitig müssen wir erklären, dass wirklich
freie Bildung für alle nur in einer sozialistischen Ge-
sellschaft möglich ist.

Stuttgart
Kein Abriss der Hall of Fame!

Bildungsmisere

gendliche verwendet werden, die sich gegen Sozialkür-
zungen organisieren.

Hintergrund Standortlogik
Die Kommunen befinden sich in der Krise. Im Mo-

ment fehlt das Geld für dringend notwendige Repara-
turen von Schulgebäuden und überall werden neue
Kürzungen im sozialen Bereich, bei Bildung und Kul-
tur angedroht. Mit der Wirtschaftskrise verschärft sich
diese Entwicklung weiter.

Trotz der Gewinne in den letzten Jahren lehnten die
Verantwortlichen es ab, die Gewerbesteuer zu erhö-
hen. Dahinter steht die so genannte Standortlogik. Mit
Steuergeschenken und Subventionen soll der Standort
für Investoren attraktiver gemacht werden. Auch mit
dem Bau von riesigen Prestigeobjekten soll die Stadt
Unternehmer anziehen. In dieses Stadtbild passt keine
Subkultur und für alternative Kunstprojekte ist angeb-
lich kein Geld in der Kasse.

Was dabei aber wirklich passiert ist, dass die Kom-
munen gegeneinander ausgespielt werden. Die Kosten
für die Krise und die Standortpolitik zahlen wir, Ju-
gendliche, Beschäftigte, Arbeitslose...

Für sozialistische Kommunalpolitik
Entschlossene Gegenwehr ist nötig, egal ob gegen

den Abriss der Hall of Fame, die Privatisierung der
Müllabfuhr oder höhere Kindergartengebühren.

Eine massive Erhöhung der Gewerbesteuer wäre ein
erster Schritt, um Geld in die Gemeindekassen zu
bringen. Und wir müssen gemeinsam kämpfen, die
Gewerkschaften sind die potenziell stärkste Kraft,
deshalb treten wir für kämpferische und demokrati-
sche Gewerkschaften ein und für den gemeinsamen
Kampf von Jugendlichen und Beschäftigten.

Erst in einer sozialistischen Gesellschaft, die nach
den Bedürfnissen der Menschen und nicht mehr nach
Profitinteressen funktioniert, wird sich auch Kunst
völlig frei entwickeln können – ohne die Schranken
von Illegalität und fehlenden Mitteln.

wi!-Mitglieder, Stuttgart

Hamburg
Antikriegsproteste gehen weiter

Am 19. Dezember fand in Hamburg eine Demo gegen
den Krieg, die Beteiligung deutscher Soldaten in Afghani-
stan und den Abbau demokratische Rechte hierzulande
statt.

Dazu hatte das stadtweite Anti-Kriegskomitee aufgeru-
fen, das sich Mitte November auf Initiative der Aktions-
gruppe „Frieden“ der SchülerInnenkammer und wi! ge-
gründet hatte. In dem Komitee sind SchülerInnen aus
über 20 Hamburger Schulen und einige StudentInnen
aktiv. Auch die SAV war von Anfang an am Aufbau
beteiligt. Trotz der massiven Propaganda, nach welcher
der Krieg gewonnen und beendet sei und trotz des
schlechten Wetters waren es ungefähr 800 Jugendliche,
die laut und entschlossen in der Innenstadt demonstrier-
ten. Begleitet wurde die Demo von mehreren Hip-Hop-
Freestyle-Sessions und unzähligen StudentInnen und
SchülerInnen, die das offene Mikrofon nutzten. Viele

widerstand international! – gegen die
Macht der Banken und Konzerne! ist
Teil der internationalen Jugendorgani-
sation International Socialist Resi-
stance (ISR), die am 15. Dezember
2001 in Brüssel aus der Taufe geho-
ben wurde. In Deutschland existieren
bereits in mehr als zehn Städten
aktive Gruppen.
Wir verstehen uns als Teil der antika-
pitalistischen Bewegung und haben
nach Göteborg, Genua und Brüssel
mobilisiert. In Berlin konnte wi!
gemeinsam mit anderen zum Beispiel
einen Schülerstreik gegen den Krieg in
Afghanistan mit 5.000 Leuten organi-
sieren. In Stuttgart organisieren wir
derzeit eine Kampagne gegen den
Abriss einer Hall of Fame (siehe
Artikel). Wir planen eine Kampagne
gegen Privatisierung von Bildung und
wollen einen internationalen Aktions-
tag gegen das Treffen der EU-Bil-
dungsminister in Spanien durchführen.
wi! will aber noch mehr. wi! will
Diskussionen darum beginnen, wie die
internationale antikapitalistische
Bewegung weiter aufgebaut werden
kann und welche Alternativen es zum
kapitalistischen Wahnsinn gibt.
Unterstütz’ unsere Kampagne gegen
Privatisierung von Bildung! Mach mit
bei widerstand international!

Mach
mit bei

international!
widerstand

reagierten spontan, um ihre Wut gegen die da oben verbal
aus zu lassen. Auch eine Genossin von der SAV konnte
eine Rede halten, in der sie die Notwendigkeit, sich zu
organisieren und gemeinsam zu kämpfen, verdeutlichte.

Das Anti-Kriegskomitee trifft sich auch weiterhin in
Hamburg, um gegen Krieg und für den Erhalt von demo-
kratischen Grundrechten zu mobilisieren. Nur politischer
Widerstand kann Kriege stoppen (wie beim Vietnam-
krieg)!

Wenn du dich ebenfalls anschließen willst, um Protest
zu organisieren, dann komm’ zu einem unserer Treffen,
das jeden 2. Mittwoch um 18 Uhr in der Schülerkammer
Hamburg stattfindet.

Infos unter: 0178/2068489 oder 040/87976421 (Da-
vid).

Julia Altenburger, Hamburg

Schülerproteste in Stuttgart am 11. 3. 97.
Der Kampf gegen Bildungsklau muss mit dem Kampf gegen
die Kapitalinteressen der Unternehmer verbunden werden

Um dahin zu kommen, ist es heute nötig, dass die
Jugend und die Arbeiterklasse gemeinsam kämpft;
SchülerInnen und StudentInnen gemeinsam mit Lehre-
rInnen, aber auch anderen Beschäftigten. In der Stu-
dentenbewegung 1997/98 hat es bereits Ansätze gege-
ben, auf die Gewerkschaften zuzugehen.

Nur so haben wir eine Chance, mehr zu erreichen, als
nur Sparmaßnahmen zu verhindern.       �

In Stuttgart soll die Hall of Fame, der Skater-
und SprayerInnen-Treffpunkt,     abgerissen wer-
den, um einer Bonzen-Kunstgalerie Platz zu ma-
chen. Dabei geht auch die Freitreppe auf dem
Schlossplatz verloren, DER Jugendtreffpunkt in
der Stuttgarter Innenstadt. Dieser Abriss ist kein
Einzelfall und auch kein Zufall, er geht einher mit
der bundesweiten Kriminalisierung von nicht-
kommerzieller Jugendkultur. Dahinter
steht die Privatisierung des öffentlichen
Raums und neoliberale Politik.

Doch dagegen gibt es Widerstand: In Wiesba-
den wehren sich Jugendliche gegen den Abriss
ihrer Hall of Fame, in Kassel hat die SAV bereits
vor ein paar Jahren Proteste von SprayerInnen
mitorganisiert und in Stuttgart beteiligt sich die
SAV an der Kampagne von widerstand internatio-
nal!

Privatisierung von öffentlichem Raum
Während Graffitis als Sachbeschädigung bestraft

und als Verunstaltung des Stadtbilds beschimpft wer-
den, wird Werbung einen immer größeren Platz im
Stadtbild eingeräumt. Werbeanzeigen, die ganze Haus-

fassaden überdecken sind nicht mehr selten, und auch
vor Schulen und Unis macht Werbung nicht mehr halt.
Öffentlicher Raum, die Stadt in der wir leben, wird
mehr und mehr zur Spielwiese von Konzernen. Es
findet eine „Säuberung“ der Vorzeigestadtteile statt,
alternative Kunst, aber auch sichtbare Armut und Dro-
genabhängige werden aus den Innenstädten in andere
Stadteile abgedrängt. Dadurch wird die Teilung der
Stadt in „Problemzonen“ und Prestigestadtteile weiter
vorangetrieben. Auch andere Maßnahmen wie die Vi-
deoüberwachung öffentlicher Plätze, der Einsatz pri-
vater Sheriffs in den U-Bahnen und die BGS-Patrouil-
len in der Innenstadt dienen nicht unserer Sicherheit,
sondern der „Säuberung“ der Innenstädte.

Nicht nur der öffentliche Raum, sondern alles, wo-
mit sich Profit machen lässt, ist heute Opfer der
Privatisierungswelle.

Kriminalisierung von Sub-Kultur
Alternative, nicht kommerzielle Jugendkultur
wurde in den letzten Jahren immer stärker kri-

minalisiert und aus den Innenstädten ver-
drängt. Legale Plätze und Flächen sind in

vielen Orten vom Abriss bedroht. In
anderen Städten, wie Kassel, wur-
de versucht, KünstlerInnen durch
massive Polizei/BGS-Überwa-
chung von den legalen Plätzen zu
vertreiben, was nur durch ent-
schlossene Proteste verhindert
werden konnte. Gleichzeitig wird
brutal gegen illegales Sprayen vor-
gegangen: Dazu gehört das neue
Gesetz, nachdem in Zukunft jedes
Graffiti Sachbeschädigung ist –
selbst wenn es sich problemlos ent-
fernen lässt –, nachdem Hausdurch-
suchungen bei jungen KünstlerIn-
nen, die Überwachung von Telefo-
nen und öffentlichen Plätzen mit Vi-
deokameras jederzeit möglich sind.

Die bürgerlichen Politiker haben
Angst davor, dass sich um nichtkom-
merzielle Kunst herum die Unzufrie-
denheit mit ihrer Politik sammelt und
in Protest umschlägt. Schilys inner-
staatliche Aufrüstung betrifft aber
nicht nur SprayerInnen.

Alle Maßnahmen und Gesetze, die
heute gegen Subkultur verwendet wer-
den, können morgen auch gegen Ju-
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Der wirtschaftliche Zusammenbruch riss Argentinien im Dezember
2001 in eine revolutionäre Krise, die einen Präsidenten nach dem
anderen zu Fall brachte. Unter dem neuen Präsidenten Duhalde
wurde ein neuer Kurs in der Wirtschaftspolitik eingeschlagen, eine
Lösung der sozialen Missstände ist aber nicht in Sicht.

Pablo Alderete, der einige Jahre in Argentinien lebte, beschreibt
den Verlauf des Dezemberaufstands und führt aus, dass Argentinien
schon davor reif für tiefgreifende Veränderungen war und es lange
unter der Oberfläche brodelte.

Zentrum von Buenos Aires finden wöchentliche
Kundgebungen statt, die die Absetzung des Obersten
Gerichtshofes fordern.

Wirtschaft am Boden
Die „Tequila-Krise“, die Mexiko 1994 erfasste,

war ein Warnschuss. Die Südostasienkrise 1997 traf
auch Lateinamerika und führte zu einem Kapitalab-
zug aus Argentinien und anderen „Schwellenlän-
dern“. Auch in Argentinien setzte eine Rezession
ein, die bis heute anhält und deren Ende nicht in Sicht
ist. Einer der Bereiche, der am härtesten getroffen
wurde, war die Automobilindustrie. Der Verbrauch
von Strom, Wasser und Erdgas sank kontinuierlich.
Eine Erhöhung der Zug- und Busfahrpreise lies die
Fahrgastzahlen deutlich zurückgehen. Der ehemalige
Transportminister verteidigte sie mit den Worten:
„Die Armen fahren sowieso nicht mit Bus und
Bahn“. Der Mittelstand erlebt eine beispiellose Ver-
armung durch den Niedergang der Kleinindustrie.

Soziales Elend
Die Zeitung Pagina12 schrieb am 19.01.: “Im Mai

2001 lebten 4 Millionen Menschen im Großraum
Buenos Aires unterhalb der Armutsgrenze. 60 Pro-
zent (2,4 Millionen) kamen aus Haushalten der Mit-
telschicht, deren Einkünfte gesunken waren. Nur 1,6
Millionen waren den strukturellen Armen zuzurech-
nen, die schon seit längerem in Elendsvierteln oder
prekären Wohnverhältnissen leben. Arbeitslosigkeit
bedeutet Armut, es gibt keine Arbeitslosenversiche-
rung“.

Die offizielle Arbeitslosenquote liegt bei 18 Pro-
zent, hinzu kommen 25 Prozent Unterbeschäftigte,
was bei den niedrigen Löhnen bedeutet, dass sie nicht
genug zum Leben haben. Eine Fahrt mit dem Nahver-
kehrszug von Buenos Aires in die Vororte drückt
dies aus: Nacheinander treten die „vendedores amu-
lantes“ (fliegende Händler) in die Abteile, wünschen
erst mal mit lauter Stimme einen schönen Guten Tag
und preisen ihre Produkte an. Es gibt alles zu kaufen:
Schokolade, Rasierklingen, Kartenspiele, Tempos,
Stadtpläne, Getränke... Der Fahrgast kriegt ein Exem-
plar auf den Schoß, darf’s sich anschauen, danach
wird’s wieder abgeholt. Wer öfters fährt, kennt man-
che Gesichter schon. Und es sind meistens keine
Obdachlosen, Elendsviertelbewohner oder gescheiter-
te Existenzen, sondern einfach Leute, die keinen Job
mehr gefunden haben und auf die Straße gezwungen
wurden, um zu überleben.

In der Hauptstadt Buenos Aires stehen an jeder
zweiten Straßenecke Bettler. Im Winter füllen sich

die Aufgänge der U-Bahn mit Obdachlosen, die an
den Lüftungsschächten Schutz vor der Kälte suchen.
Laut amtlichen Angaben lebt jeder dritte Argentinier
in Armut. Viele Arbeiter werden schwarz beschäf-
tigt, haben weder Anspruch auf Rente noch eine
Krankenversicherung, ganz zu schweigen von Ur-
laubsgeld und angemessenen Lohn.

Gegenwehr
Am Anfang der Regierungszeit de la Rua bestimm-

ten noch Studierende und Menschenrechtsbewegun-
gen die sozialen Bewegungen. Das änderte sich bald.
Die Beschäftigten, also die Arbeiterklasse, die städti-
schen Armen und die sich formierende Arbeitslosen-
bewegung übernahmen die Initiative.

Sieben Generalstreiks gab es gegen de la Rua bis
Dezember 2001. Entscheidend war die Unterstüt-
zung der Beschäftigten von Bus- und Nahverkehr,
die den Transport zum Erliegen brachten. Betriebli-
che Kämpfe fanden vor allem im Landesinneren bei
kleineren Unternehmen oder Zulieferern statt. Sie
waren regional begrenzt und blieben isoliert, weil die
Gewerkschaftsführung alles tat, um sie nicht zusam-
menzuführen. Streiks für die Auszahlung ausstehen-
der Löhne im Staatssektor fanden das ganze Jahr
über statt. Die Gewerkschaft der staatlichen Ange-
stellten, die ATE, organisierte Protestkundgebungen
und symbolische Besetzungen von öffentlichen Ge-
bäuden. Die Lehrer traten im Dezember in einen
unbefristeten Streik, um die Auszahlung ausstehen-
der Gehälter, eine bessere Ausstattung der verwahr-
losten Schulen und ein Ende der Kürzungen im Schu-
letat zu fordern. Sie stellten vor dem Beginn der
Sommerferien klar, dass sie nach den Schulferien am
1. März 2002 den Schulbetrieb nicht aufnehmen
würden.

Hinzu kamen die Aktionen der Piqueteros (piquete
= Streikposten oder Straßenbarrikade). Sie entstan-
den aus Arbeitsloseninitiativen und forderten Le-
bensmittel und Arbeitslosenunterstützungspro-
gramme. Man vernetzte sich untereinander und orga-
nisierte landesweite Straßen- und Autobahnblocka-
den, die zum Teil das öffentliche Leben lahm legten.

Die Gewerkschaftsführung vernetzte die Kämpfe
nicht. Sie verzettelte die Bewegungen, bot keine Al-
ternative und richtete den Hass und die Wut auf die
ausländischen Konzerne, den IWF und die Auslands-
schulden. Die Frage nach den „guten“ argentinischen
Privatunternehmen und dem kapitalistischen Wirt-
schaftssystem wurde von ihr nicht aufgestellt.

Peronismus
Es gibt drei Gewerkschaftsdachverbände. Die CGT

oficial (Vorsitzender Daer), die CGT rebelde (Vorsit-
zender Moyano) und die CTA (Vorsitzender de
Gennaro). CGT oficial und CGT rebelde kommen
aus der peronistischen Bewegung. In ihnen regiert die
Korruption und die Vetternwirtschaft. Sie verwalten
die Krankenkassen und bedienen sich aus diesen. Die
Korrumpiertheit der CGTs führte zu der unglaubli-
chen Situation, dass sie gewerkschaftliche Proteste
gegen Menem (PJ) weitgehend unterdrücken konn-
ten, seinen Nachfolger de la Rua (UCR) aber keinen
Schulterschluss anboten (wobei man natürlich nicht
behaupten kann, sie hätten alle Streiks aus diesen
Gründen steuern können; das Aufkommen der CTA
zeigt, dass ihnen die Kontrolle entglitt und den Auf-
stand gegen de la Rua haben sie auch nicht gutgehei-
ßen). Die Amtsübernahme von Rodriguez Saa (PJ)
feierten sie ganz offen und verschwanden bei den
folgenden Protesten völlig von der Bildfläche. Auch
Duhalde (PJ) haben sie seit seiner Amtsübernahme
den Rücken freigehalten. Viele ArbeiterInnen aus den
CTA-Bereichen empfinden Moyano und Daer ge-
genüber eine tiefe Abneigung und sehen sie als Teil
des Systems.

Die peronistische Bewegung und die CGT-Ge-
werkschaften befinden sich im freien Fall. Als
Moyano beim landesweiten Kongress der Piqueteros
auftreten wollte, wurde er ausgepfiffen, mit Gegen-
ständen beworfen und musste wieder abziehen. Den
Menschen ist nicht entgangen, dass sie beim Dezem-
beraufstand keine Rolle spielten. Und es entstehen
unabhängige Bewegungen, die Vorboten einer Neu-
formierung der Arbeiterklasse auf ehrlicher, demokra-
tischer und solidarischer Basis sind. Ein wichtiges
Anzeichen hierfür war der wilde Streik im Zugver-
kehr Anfang Dezember. Der Betreiber des „Ferroex-
presso Pampeano“, einer Zugfrachtlinie, die Getreide
zwischen Rosario und Bahia Blanca transportiert,
hatte die Einstellung des Betriebs und die Entlassung
von 800 Beschäftigten erklärt. Die KollegInnen er-
klärten sich solidarisch und blockierten den Nahver-
kehr in und um Buenos Aires mit aktiven Streikpo-
sten auf den Schienen. Der gesamte Personen- und
Lastzugverkehr in ganz Argentinien stand still.

Dezemberaufstand
Der Sommer ist in Argentinien normalerweise ru-

hig. Schulferien, Sommerpause im Parlament, Ende
Dezember leert sich die Hauptstadt, man versucht,

In den 90er Jahren wurde Argentinien zum Muster-
schüler des Internationalen Währungsfonds (IWF)
und zu einem Modellland des Neoliberalismus. Die
peronistische Regierung Menem koppelte die Lan-
deswährung Peso an den US-Dollar, was zeitweilig
die in den 80er Jahren galoppierende Inflation stop-
pen konnte (gleichzeitig aber die Auslandsschulden
in die Höhe trieb und die Konkurrenzfähigkeit argen-
tinischer Waren auf dem Weltmarkt untergrub). Mit
massiven Privatisierungen wurde begonnen. Die
staatliche Telefongesellschaft ging genauso in die
Hände (meist ausländischen) privaten Kapitals über
wie das Kabelfernsehnetz, die Wasser- und Strom-
versorgung oder die Autobahnen. Vierzig Prozent der
Industrie und neunzig Prozent der Banken wurden an
ausländisches Kapital verscherbelt. Hunderttausende
Arbeitsplätze gingen durch die Schließung der staatli-
chen Unternehmen verloren, die Arbeitsgesetzgebung
wurde zugunsten der Unternehmer völlig ausgehe-
belt, die Löhne sanken.

Der Kampf um Aerolineas Argentinas
Die ex-staatliche Fluglinie Aerolineas Argentinas

meldete im Jahr 2000 Konkurs an. Die Beschäftigten
begannen einen entschlossenen Kampf um den Erhalt
von Aerolineas mit Flughafenbesetzungen und Roll-
feldblockaden. Es war der wichtigste betriebliche
Kampf im letzten Jahr. Große Teile der ArbeiterIn-
nen und der Bevölkerung verfolgten den Kampf mit
Sympathie und sahen, was mit Aerolineas in priva-
ten Händen passiert war. Die Skepsis gegenüber der
Privatisierungspolitik war jetzt offener Ablehnung,
vor allem der ausländischen Unternehmen, gewichen.

Korruption
Bei der letzten Arbeitsgesetzreform wurden Beste-

chungsgelder gezahlt. Die Zeitung Pagina 12 berichte-
te, „dass manche Senatsabgeordnete mit weißen
Briefumschlägen herumliefen und mit Kollegen ver-
glichen, ob sie nicht zu kurz gekommen waren“.
Mehrere Abgeordnete gaben öffentlich zu, Schmier-
gelder erhalten zu haben. Die Herkunft der Gelder
wurde nicht geklärt, die Schuldigen nicht verurteilt.
Die Justiz verschleppte die Ermittlungen. Ex-Präsi-
dent Menem wurde letztes Jahr wegen illegalem
Waffenverkauf an Kroatien während des Balkankrie-
ges unter Hausarrest gestellt. Das Vertrauen in das
gesamte politische Establishment, aber auch in be-
stechliche Richter und den Obersten Gerichtshof ist
gleich Null. Bei den Aufständen im Dezember war
eine der Parolen: „Sie sollen alle gehen – kein einzi-
ger soll übrigbleiben“. Vor dem Gerichtsgebäude im

Die peronistische Bewegung
Peron wurde nach einem Putsch von Generälen 1946 Staatschef. Er verhaftete mehrere Gewerk-

schaftsführer und setzte seine eigenen Anhänger ein. Der damalige wirtschaftliche Aufschwung gab
ihm Spielraum für Reformen wie Lohnerhöhungen, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, Unfallversiche-
rung und umfassende medizinische Versorgung. Während sich Peron auf große Teile der Arbeiter-
klasse und der verarmten Massen stützen konnte, war er ein Demagoge, der in Worten vor allem die
ausländischen Konzerne angriff, in der Praxis aber die Interessen der einheimischen Kapitalisten
vertrat und alles tat, um eine Machtergreifung durch die Arbeiterbewegung zu verhindern.

1955 wurde Peron in einem neuen Militärputsch gestürzt. 1972 kehrte er aus dem Exil zurück und
konnte bis zu seinem Tod 1974 erneut die Regierungsgeschäfte übernehmen.

1950 hatte der große gewerkschaftliche Dachverband CGT den Schulterschluss mit dem Peronis-
mus verkündet. Während die Peronisten damals eine Massenbasis hatten, ist ihr Einfluss in den
letzten Jahrzehnten dramatisch zurückgegangen.

Ist Argentinien ein armes Land?
Argentinien war in den 50er Jahren das neunt reichste Land der Erde. Während es heute Hungerre-

volten gibt, galt Argentinien lange als „Kornkammer der Welt“. Im II. Weltkrieg neutral gewesen, kam
Argentinien danach die hohe Nachfrage in aller Welt nach Getreide und Nahrungsmitteln zu gute. Die
Getreide- und Fleischvorkommen würden bequem ausreichen, um alle Menschen satt zu machen. Das
Land ist riesig, es gibt mehrere Klimazonen, fruchtbare Böden. Dazu kommen Erdöl- und Erdgasvor-
kommen, Kupfer-, Metall-, Stahl- und Automobilindustrie.

die heißen Sommermonate im Urlaub zu verbringen.
Dieses Jahr war alles anders. Die argentinischen
Massen haben Politik gemacht und in 13 Tagen 5
Präsidenten gestürzt. Wie kam es dazu?

Argentinien befand sich im Dezember schon seit
vier Jahren in einer Rezession. Um die Auslands-
schuld von 140 Milliarden Dollar und die Zinsen
abzutragen, führte die Regierung einen verzweifelten
Kampf, der nicht zu gewinnen war. Um die Zahlun-
gen zu bedienen, wurden Kredite zu überhöhten Zin-
sen genommen, Schulden in großem Stil neu ausge-
handelt. Zusammen mit dem IWF als Vertreter der

Gläubiger wurden Sanierungs- und Kürzungspakete
beschlossen, um den aus dem Ruder gelaufenen
Haushalt auszugleichen. Die tiefe Rezession ließ die
Steuereinnahmen drastisch zurückgehen.

Rezepte des IWF
Die Regierung de la Rua versuchte, der Lage Herr

zu werden, indem sie Domingo Cavallo ins Boot
holten. Cavallo war schon unter Menem Wirtschafts-
minister gewesen. Um weitere Kredite für Argentini-
en zu bewilligen, handelten die Regierung und der
IWF aus, einen Haushalt aufzustellen, der keine wei-
tere Neuverschuldung beinhaltete, sprich die Einnah-
men sollten die Ausgaben decken. Eine 13-prozentige
Kürzung der Renten und der Löhne der Staatsange-
stellten wurde beschlossen. Die Provinzen begannen,
die staatlichen Angestellten mit Schuldscheinen zu
bezahlen, weil sie kein Geld mehr in der Kasse hat-
ten. Manche warten seit Monaten auf den Lohn.
Cavallo ließ mehrere Gesetzespakete beschließen.
Die Initiativen verpufften wirkungslos. Zusätzlich
wurden die Exportprodukte durch die Anbindung an
den US-Dollar zu teuer. Brasilien wertete seine Wäh-
rung 1999 ab, seine Produkte wurden deutlich billi-
ger. Niemand wollte Argentinien mehr Geld leihen,
der IWF drehte den Geldhahn zu. Argentinien steuer-
te auf einen Crash zu, es war nur eine Frage der Zeit,
wann die Zahlungsunfähigkeit erklärt würde. Gerüch-
te kamen auf: Abwertung und Lösung der Dollarbin-
dung oder aber Einführung des Dollars als Landes-
währung. Das Kapital machte sich aus dem Staub.
Innerhalb von 6 Monaten verlor Argentinien 24 Pro-
zent seiner Einlagen. Zum Vergleich: Die USA verlo-
ren in der Großen Depression 1929-33 20 Prozent
ihrer Einlagen in 2-3 Jahren.

Notbremse
Nachdem die großen Unternehmen und Banken ihr

Geld schon in Sicherheit gebracht hatten, beschloss
Cavallo die Bankguthaben einzufrieren, um den völli-
gen Zusammenbruch des Finanzsystems zu verhin-
dern. Monatlich durften nur 500 Pesos (später
1.000) abgehoben werden. Davon war jetzt jede/r
betroffen. RentnerInnen, kleine SparerInnen, Arbei-
terInnen, Arbeitslose, die von ihren Ersparnissen leb-
ten aber auch Fußballspieler, die ein vielfaches ver-
dienen und nicht an ihre Löhne rankonnten.

Es gab im ganzen Land Unruheherde. Straßenblok-
kaden von Arbeitsloseninitiativen, die Geld und Le-
bensmittel forderten, Streiks von öffentlichen Ange-
stellten für die Auszahlung ausstehender Löhne, ein
Generalstreik am 13.12. gegen die letzten Wirt-
schaftsmaßnahmen. Die Lage eskalierte, als in den
Vororten von Buenos Aires und im Landesinneren
Supermärkte geplündert wurden. Im Fernsehen zeig-

Politische Parteien
Die PJ (Partido Justicialista - Peronisten) stellte von 1989-1998 unter Menem zweimal die

Regierung.
Abgelöst wurde sie durch eine von der UCR (Union Civica Radical – Konservative) geführte

Regierung unter de la Rua.
Eine neue Kraft ist die ARI (Accion para una Republica de iguales), die sich aus Protest gegen einen

Korruptionsskandal von der Regierung de la Rua trennte.
Die Polo Social unter ihrem Vorsitzenden Farinello, einem Geistlichen, kommt aus der Armen- und

Arbeitslosenbewegung und wird von den Piqueteros unterstützt.
Die Autodeterminacion y Libertad mit ihrem Vorsitzenden Zamora, der einen sozialistischen

Anspruch hat, erreichte bei der letzten Parlamentswahl in Buenos Aires 17 Prozent.

Massenaufsta
Neolibera
Massenaufsta
Neolibera

Argentinien

Am 19. und 20. Dezember gipfelten die Proteste in
einen Aufstand. Berittene Polizei schlug mit
Peitschen auf DemonstrantInnen ein. Es wurde auch
scharf geschossen: 26 Menschen kamen ums Leben
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ten die Bilder Menschen, die in ihrer Verzweiflung in
die Supermärkte stürzten und alles was sie greifen
konnten unter die Arme nahmen. Cavallo trat zurück
und forderte Schutz für sich und seine Familie an. Es
musste zum großen Knall kommen, und die Span-
nung entlud sich in den Ereignissen vom 19. und 20.
Dezember.

Massenaufstand gegen de la Rua
Nachdem Cavallo zurückgetreten war, entschloss

sich de la Rua in die Offensive zu gehen. Er erklärte
am 19. Dezember den Ausnahmezustand. Das war
ein Fehler, denn innerhalb von Minuten strömten
Hunderttausende auf die Straßen, um dagegen zu
protestieren und jetzt auch den Rücktritt de la Ruas
zu fordern. Die größten Aktionen fanden in der
Hauptstadt Buenos Aires in Form eines „Cacerola-
zo“ („Cacerola“ = Kochtopf) statt. Spontan gingen
ArbeiterInnen, Arbeitslose, Familien, RentnerInnen
und vor allem die Mittelklasse in den Stadtteilen auf
die Straße, die meisten ausgerüstet mit Kochtöpfen,
auf denen sie mit Besteck oder Kochlöffel schlugen,
um ihre Wut und ihren Protest auszudrücken.

Die Polizei setzte Tränengas, Gummigeschosse und
scharfe Munition ein. An der Plaza de Mayo hielten
Fernsehkameras Bilder fest, auf denen berittene Poli-
zei mit Peitschen auf Rentner und Hausfrauen losging.

Mariano Robles, Mitglied der SIMECA (Gewerk-
schaft der Nachrichtenzusteller und Botengänger) und
Sergio Smietniansky, Anwalt der Correpi (Koordinie-
rungsstelle gegen Polizei- und Staatsgewalt) berichte-
ten über die Szenen, die sich am 20. Dezember nach-
mittags abspielten und bei denen im Verlauf des Tages
26 Menschen getötet und 2.000 verhaftet wurden:
„Es waren gezielte Erschießungen. Die Kugeln trafen
lebenswichtige Organe. Sie schossen nicht in die Men-
ge. (...) Wir haben nicht sofort begriffen, dass sie mit
scharfer Munition schossen. Man sah die Leute auf die
Straße sinken und dachte, dass sie von Gummige-
schossen getroffen waren, dass sie wieder aufstehen
würden. Aber sie standen nicht wieder auf.“

Die Regierung de La Rua war am Ende. Sie verlor
von Tag zu Tag an Unterstützung, um den Ausnah-
mezustand aufrechtzuerhalten können, noch weniger
war sie in der Lage, einen Staatsstreich oder einen
Militärputsch durchzuführen. Trotzdem ordnete sie
das Massaker an. Was war mit der so genannten
internationalen Allianz gegen den Terrorismus? Ging
irgendeine Regierung an die Öffentlichkeit, um die
Aktionen zu verurteilen? Die bürgerliche Demokratie
strich die Demokratie, um sich zu behaupten. Die
kapitalistische Welt stimmte schweigend zu. Gusta-
vo Lopez war Vorsitzender des COMFER (Behörde
für Rundfunk). Er erklärte bei seinem Ausscheiden,
dass de la Rua am 20. Dezember versucht hatte, die
Ausstrahlung von Nachrichtensendungen über die
Proteste zu verhindern.

Am 21. Dezember trat de la Rua zurück. Der
Vizepräsident Ramon Puerta übernahm vertretend
das Amt. Es wurde beschlossen, für März 2002
Neuwahlen anzusetzen und bis dahin einen Über-
gangspräsidenten zu bestimmen.

Präsident für eine Woche
Im Parlament hatte die PJ die Mehrheit. Der PJ-

Fraktionsvorsitzende fragte seine Kollegen, wer bis
dahin Übergangspräsident sein wolle. Es meldete sich
nur Rodriguez Saa. Rodriguez Saa war ein klassischer
Provinzfürst peronistischer Art. Seit 1972 regierte er
ununterbrochen die Provinz San Luis. Sein Vermögen
wuchs auf 22 Millionen Pesos. Nachdem er am 23.
Dezember im Parlament vereidigt worden war, ging
er in die Hauptzentrale der peronistischen Gewerk-
schaft CGT und stimmte mit den Gewerkschaftsbos-
sen die peronistische Hymne an. Danach verkündete
er sein Programm: Schaffung von einer Million Ar-
beitsplätzen, angemessener Mindestlohn, Lebensmit-
telpakete für die Armen, Verkauf von Luftflotte und
Dienstwagen des Präsidenten, Begrenzung des Ge-
halts aller Funktionäre auf 3.000 Pesos, Aussetzung
der Zahlung der Auslandsschulden, Schaffung einer
neuen Parallelwährung, dem „Argentino“. Er empfing
als erster Präsident die Mütter der Plaza de Mayo,
(Mütter der in der Militärdiktatur Verschwundenen)
und erklärte, dass der Kapitalismus in der heutigen
Form den Argentiniern keine angemessenen Lebens-
bedingungen bieten könne und dass mit ihm eine neue
Politikergeneration an die Macht gekommen sei, die
ein neues Argentinien schaffen wolle. Außerdem
wolle er im März kandidieren.

Die Massen beobachteten aufmerksam ob sich et-
was ändern würde, die Proteste flauten ab. Aber als
er Carlos Grosso (verhasster Ex-Bürgermeister von
Buenos Aires mit mehreren Korruptionsanklagen) in
sein Kabinett berief, war ihre Geduld am Ende. Nie-
mand nahm ihm mehr seinen Populismus ab. Man
war entschlossen, alle Politiker, die sich selbst berei-
chern, zum Teufel zu jagen.

Am 28. Dezember abends kündigte das metallene
Geräusch einen neuen spontanen Cacerolazo an.
15.000 Menschen versammelten sich vor dem Parla-

ment und zogen weiter zum Regierungssitz an der
Plaza de Mayo, wo sich schon weitere Zehntausende
versammelt hatten. Parolen wie „Sie sollen alle ge-
hen“, „Ohne die Radikalen und die Peronisten wür-
de es uns allen besser gehen“ und „El pueblo unido,
jamas sera vencido“ wurden gerufen. Auch Rufe
gegen den Ex-Präsidenten Menem, CGT-Vorsitzende
Daer und Moyano („Wo ist sie – du wirst sie nicht
sehen, die berühmte CGT“), Grosso und den Ober-
sten Gerichtshof wurden laut. Dimitri Silveira, der
für die brasilianischen Sektion des CWI nach Buenos
Aires gereist war, berichtete, dass es wohl um die
40.000 waren, dass er so etwas in seinem politischen
Leben noch nie gesehen hatte. Die Demonstration
war friedlich und wurde von der Polizei nach den
Ereignissen vom 20. Dezember nicht angegriffen. Die
Wachposten vor dem Regierungsgebäude sahen die
Menschenmenge und zogen sich zurück. Einzelne
drangen in den Regierungssitz und später in das Par-
lament ein. Im ganzen Land gab es Aufstände.

In der Nacht auf den 29. Dezember trat Grosso
zurück. Die ohnehin schon geschwächte Regierung
begann wie ein Kartenhaus in sich zusammenzufal-
len, am 29. Dezember boten alle Minister und Staats-
sekretäre ihren Rücktritt an. Saa hatte in seiner eige-
nen Partei keine Rückendeckung und trat als Präsi-
dent zurück. Ramon Puerta, später Eduardo Camano,
Präsident des Abgeordnetenhaus, übernahmen stell-
vertretend das Amt des Präsidenten. Am 1. Januar
bestimmte die gesetzgebende Versammlung der bei-
den Parlamentskammern, die Wahlen für März 2002
auszusetzen und wählte Eduardo Duhalde zum neu-
en Präsidenten.  �

Wie weiter?
Der neue Präsident Duhalde hat eine Wendung in

der Wirtschaftspolitik des Landes begonnen. In sei-
ner Antrittsrede erklärte er: „Für viele Jahre hat man
uns in Argentinien glauben gemacht, dass es in die-
ser neuen Weltordnung nur ein mögliches ökonomi-
sches Modell gebe. Das ist eine völlige Unwahrheit.“
Das ist derselbe Duhalde, der zwei Jahre lang Vize-
minister der neoliberalen Regierung Menem war. Die
wirtschaftliche Depression und der Volksaufstand
haben ihn zu einer Kehrtwende gezwungen. Er hat
die neoliberale Politik des freien Marktes und der
Globalisierung erst einmal gestoppt und einige Maß-
nahmen von staatlichen Interventionen und Protek-
tionismus umgesetzt, sowie die Dollarbindung des
Peso beendet und diesen um vierzig Prozent abge-
wertet.

Das bedeutet nicht, dass Duhalde eine antikapitali-
stische Politik betreiben würde. Er vollzieht seine
Politik auf einem schmalen Grat: einerseits gewisse
Zugeständnisse an die Massen machen und anderer-
seits die Interessen des argentinischen Kapitals ver-
teidigen. Damit versucht er teilweise zu der klassi-
schen, nationalistischen Politik des Peronismus zu-
rückzukehren. Doch vor dem Hintergrund der tiefen
Depression im eigenen Land und der weltweiten
Wirtschaftskrise sind die Aussichten düster. Die Be-
seitigung der Dollarbindung löst noch keine Proble-
me. Die meisten Schulden wurden in den 90er Jahren
in Dollar gemacht, was die Verschuldung nun massiv
in die Höhe treibt. Der totale Kollaps soll dadurch
verhindert werden, dass Kredite über 100.000 Dollar
und weniger weiterhin zur früheren Umtauschrate
von eins zu eins beglichen werden können. Das wie-
derum lässt die Banken Sturm laufen. Eine Lösung
der sozialen Missstände und der Wirtschaftskrise ist
jedenfalls nicht in Sicht – und ist auf kapitalistischer
Grundlage auch nicht möglich. Das kann für die Zu-
kunft nur eine weitere Destabilisierung und Polarisie-
rung bedeuten und mittel- bis langfristig auch die
Frage eines autoritären Militärregimes aufwerfen, das
zur „Rettung der Nation“ antreten könnte.

Internationale Auswirkungen
Argentiniens Krise hat aber auch eine internationale

Dimension. Zum einen unterstreicht die Entwicklung
unsere These, dass neoliberale Politik und der Pro-
zess der Globalisierung gebremst und umgekehrt
werden können, wenn kapitalistische Regierungen
mit tiefen Wirtschaftskrisen und Massenbewegungen
konfrontiert sind. In diesem Sinne sind die Krise und
ihre Folgen in Argentinien eine Vorwegnahme von
Entwicklungen in anderen Ländern in der Zukunft.
Dabei sollte auch nicht vergessen werden, dass Ar-
gentinien ein entwickeltes kapitalistisches Land ist
und keine „Bananenrepublik“. Zweitens hat die ar-
gentinische Krise unmittelbare Auswirkungen auf
Brasilien, ganz Lateinamerika und zum Beispiel Spa-
nien und die Nichtzahlung der Auslandsschulden
kann von anderen hochverschuldeten Staaten zum
Beispiel genommen werden.

Sascha Stanicic, Berlin

Die Lage in Argentinien beinhaltet viele Ele-
mente einer revolutionären Situation. Dazu ge-
hören:

1. Die offene Spaltung der herrschenden Klas-
se, die im Dezember über Wochen wie gelähmt
und unfähig zu regieren war.

2. Die Gärung unter den Mittelschichten, die
sogar massenhaft in den Kampf eingetreten ist,
weil sie von völliger Verarmung bedroht ist.

3. Die Arbeiterklasse ist nicht länger bereit, die
unerträglichen Lebensbedingungen hinzuneh-
men und hat in einer Reihe von Kämpfen,
Streiks und Generalstreiks ihre Kampfbereit-
schaft unter Beweis gestellt.

4. Die herrschende Klasse war nicht in der
Lage, den Staatsapparat, Polizei und Militär, zur
Niederschlagung des Aufstandes einzusetzen.
Der Versuch, die Massen mit brutaler Gewalt am
19. und 20.12. zu stoppen (Dutzende Demon-
strantInnen wurde getötet und in etwa 4.000
verhaftet) scheiterte und bei den Massende-
monstrationen am 28.12. musste sich der
Staatsapparat zurückhalten. Dies ist zwar noch
keine offene Spaltung des Staatsapparates, bei
der Teile der bewaffneten Einheiten offen zu
den Aufständischen übergehen, aber offensicht-
lich haben Krise und Massenaufstand Auswir-
kungen auf die Staatsmaschinerie.

Das Massenbewusstsein richtet sich gegen die
traditionellen Parteien und Institutionen des
Establishments, was sich immer wieder in der
Parole „Sie müssen alle gehen“ ausdrückte. Dies
zeigte sich auch bei den Wahlen im Oktober
2001, als dreißig Prozent – trotz Wahlpflicht –
gar nicht an den Wahlen teilnahmen und zwan-
zig Prozent ungültige Stimmen abgaben. Außer-
dem erhielten vier verschiedene Listen von revo-
lutionär-sozialistischen Gruppen insgesamt über
eine Million Stimmen, in Buenos Aires über
zwanzig Prozent und konnten mit drei Vertrete-
rInnen ins Parlament einziehen.

Trotzdem entwickelte sich aus dem Aufstand
keine Bewegung, die den Kapitalismus hätte
stürzen können und ihn durch eine Regierung
der ArbeiterInnen hätte ersetzen können. Noch
dominieren bei den Demonstrationen nicht die
roten Fahnen des Sozialismus, sondern die blau-
weiß-blauen argentinischen Nationalflaggen.
Der Grund hierfür ist die politische Schwäche
der Bewegung: Die argentinische Arbeiterbewe-
gung war immer schon stark durch die nationa-
listischen Ideen des Peronismus beeinflusst. Die
Offensive bürgerlicher Ideologien in den 90er
Jahren hat den Sozialismus in der Arbeiterbewe-

gung weiter geschwächt. Es gibt kein starke so-
zialistische Massenpartei der Arbeiterschaft und
das politische Bewusstsein der Massen richtet
sich zur Zeit gegen Neoliberalismus und kapita-
listische Globalisierung, aber noch nicht für eine
sozialistische Alternative. All das bedeutet, dass
der Prozess der Revolution zwar begonnen hat,
sich aber über einen längeren Zeitraum vollzie-
hen wird und durch Aufs und Abs wird gehen
müssen, bis eine sozialistische Massenkraft ent-
standen sein wird. In diesem Sinne handelt es
sich heute in Argentinien um eine vor-vor-revo-
lutionäre Situation.

Ein Programm für die Revolution
Dabei ist der Kampf für Sozialismus der einzige

Ausweg aus der Dauerkrise der argentinischen
Gesellschaft. Und er ist keine Utopie, sondern
eine reale Möglichkeit. Voraussetzung dafür ist
der Aufbau einer unabhängigen, sozialistischen
Massenpartei der Arbeiterklasse. Eine solche
Partei müsste sich einsetzen für die Schaffung
von lokalen Komitees der ArbeiterInnen, Ar-
beitslosen, der Jugend und der verarmten Mit-
telklasse. Solche Komitees sollten Untersu-
chungsausschüsse bilden, die sich mit den Kor-
ruptionsskandalen auseinandersetzen und die
Verteilung von Lebensmitteln an die Massen
koordinieren. Sie sollten sich auf lokaler, regio-
naler und nationaler Ebene vernetzen und damit
die Grundlage für die Schaffung einer revolutio-
nären Regierung der arbeitenden und verarmten
Massen bilden. Eine solche Regierung müsste
mit der kapitalistischen Marktwirtschaft brechen
und einen wirtschaftlichen Notplan aufstellen,
der sich an den unmittelbarsten Bedürfnissen
der argentinischen Bevölkerung orientiert. Zur
Durchsetzung eines solchen Planes müssen die
großen Banken und Konzerne in Gemeineigen-
tum überführt werden und der demokratischen
Kontrolle und Verwaltung der Arbeiterkomitees
übergeben werden. Die Auslandsschulden müs-
sen genauso gestrichen werden wie die Zinszah-
lungen und Schuldendienste von kleinen und
mittleren Schuldnern an die Banken.

Eine solche Politik würde von den Massen in
ganz Lateinamerika und der ganzen Welt begei-
stert aufgenommen und deren Unterstützung
mobilisieren. Sie würde den Weg eröffnen für
die Schaffung einer freiwilligen, sozialistischen
Föderation Lateinamerikas, die die Dominanz
des Imperialismus abschütteln könnte.

Sascha Stanicic, Berlin

Über Wochen hinweg gingen Jugendliche, ArbeiterInnen, RentnerInnen und kleine Selbstständige
täglich auf die Straße, und trommelten mit Besteck und Kochtöpfen (= „Cacerolas“).
Diese Proteste wurden weltweit als „Cacerolazos“ bekannt

Revolution ist machbar!Revolution ist machbar!
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Somalia
Im Fadenkreuz des US-Militärs

Seit Beginn des Krieges gegen
Afghanistan gilt Somalia zuneh-
mend als ein wahrscheinliches
Angriffsziel bei einer Auswei-
tung des “Kampfes gegen den
Terror”. Nicht zuletzt war es der
deutsche Verteidigungsminister
Scharping, der erklärte: “Jeder,
der Somalia ausschließt, ist ein
Narr. Natürlich wird da was pas-
sieren“ (taz, 20.12.01). Zwar
widersprach US-Verteidigungs-
minister Rumsfeld umgehend,
doch der Einsatz deutscher Ma-
rinesoldaten am Horn von Afri-
ka zeigt die Bedeutung dieser
Region für die imperialistischen
Länder.

Von David Matrai, Stutt-
gart

Seit dem Zusammenbruch der
Diktatur Siad Barres 1991 herrscht
in Somalia Bürgerkrieg. Als Natio-
nalstaat ein künstliches Gebilde,
bestimmen die verschiedenen Clans
und Warlords die Struktur und
Aufteilung des Landes. Trotz einer
schweren Hungersnot im Südwe-
sten des Landes stellten die Verein-
ten Nationen im Herbst 1999 vor-
übergehend ihre Aktivitäten ein,
weil sie die Sicherheit ihrer Mitar-
beiter nicht mehr garantieren konn-
ten.

Seit dem Sommer 2000 gibt es
eine Übergangsregierung von Präsi-
dent Hassan, die sich hauptsäch-
lich aus ehemaligen Anhängern des

Barre-Regimes zusammensetzt
und nur ungefähr 10 Prozent des
Landes unter ihrer Kontrolle hat.
Sie soll laut USA das Terrornetz-
werk Bin Ladens unterstützen.

US-Debakel 1993
Trotz seines mörderischen Re-

gimes wurde Barre bis 1991 durch
die USA und die Kohl-Regierung
gestützt. Erst nach seinem Sturz
begannen die USA eine Invasion –
mit späterer Beteiligung der Bun-
deswehr. Angeblich diente der
Krieg humanitären Zielen, doch die
wirklichen Gründe waren andere.
Nach dem Zusammenbruch des
Stalinismus wollten die US-Impe-
rialisten neue Einflussgebiete unter
ihre Kontrolle bringen und ihre
strategische Stellung in Ostafrika
verbessern. Bedeutend war (und
ist) Somalia auch wegen der Öl-
und Erdgasvorkommen. So ver-
kaufte Barre noch vor seinem Sturz
Öl- und Erdgasförderkonzessionen
an US-Konzerne.

Als die Militärintervention der
USA und ihrer Verbündeten jedoch
erfolglos blieb und zu einem hoff-
nungslosen Guerillakrieg zu wer-
den drohte, zogen die Truppen
1994 wieder ab.

So wie es den USA bei den An-
griffen auf Afghanistan auch um ihr
Prestige geht, so könnten sie versu-
chen, die Situation heute zu nut-
zen, um das Debakel in Somalia
vergessen zu machen und ein US-

treues Regime zu errichten.

Sicherung von Ölfrachtern
Einer der wichtigsten Aspekte

bei dem “Krieg gegen den Terror”
ist die geplante Öl-Pipeline durch
Afghanistan und Pakistan. 1998
hatten US-amerikanische Konzer-
ne und die Clinton-Regierung vor-
läufig diesen Plan aufgegeben.
Wenn dieser Traum der Ölkonzer-
ne allerdings doch wahr werden
sollte, dann würde der Transport-
weg der Ölfrachter am Horn von
Afrika und damit an Somalia vorbei
führen. Berechenbare Verhältnisse
in Somalia und Ostafrika wären in
diesem Fall wichtig. Die Bedeutung
des Seewegs vor Somalia unter-
streicht auch die Entsendung von
deutschen Marinesoldaten zum
Horn von Afrika. Sie sollen dort
nach Angaben der Marine die Frei-
heit und Sicherheit der Seewege si-
cherstellen (Spiegel online, 2.1.02).

Unterstützung Äthiopiens
durch die USA

Dennoch ist eine Ausdehnung di-
rekter Kampfhandlungen der USA
auf Somalia nicht sicher. Tatsache
ist, dass die Imperialisten eine Viel-
zahl von Möglichkeiten haben, um
ihre Interessen durchzusetzen. So
unterstützt die US-Regierung
äthiopische Truppen, die in Soma-
lia Abdullahi Yussuf – ein erklärter
Gegner der somalischen Über-

Drohen
neue

Kriege?

Irak
Von Geld und Öl

Am 16. Januar sagte der repu-
blikanische Senator des US-Re-
präsentantenhauses John Mc-
Cain bei einem Besuch des Flug-
zeugträgers „USS Theodore
Roosevelt“ im Arabischen Meer:
„Die Irakis stellen eine eindeuti-
ge und aktuelle Gefahr für die
Sicherheit der Vereinigten Staa-
ten dar.“ Nach Afghanistan
müsse nun Irak als Ziel in Be-
tracht gezogen werden. Nach
dem Sieg über die Taliban wol-
len einflussreiche Kreise des US-
Establishments nun siegestrun-
ken auch mit Saddam Hussein
Schluss machen. Ihnen passt es
nicht, dass trotz Sanktionen im-
mer mehr Staaten und Firmen
Wirtschaftsbeziehungen mit
dem Irak aufnehmen.

Von Ronald Luther, Ro-
stock

Warum soll aber gerade der Irak
der nächste Kriegsgegner sein? In
der Golfregion lagern 63 Prozent der
Welterdölvorkommen. Irak ist nach
Saudi Arabien  international Spit-
zenreiter bei den gesicherten Erd-
ölreserven (Aktuell 2000). Für die
USA ist es sehr bedeutsam, diese
riesigen Ölvorkommen zu kontrol-
lieren. Der Vorsitzende des Unter-
ausschusses für Europa und den
Nahen Osten im US-Repräsentan-
tenhaus, George Hamilton, sagte be-
reits am Anfang des Golfkrieges
1991: „Der Grund für unseren Ein-
satz am Golf ist viel alltäglicher:
Geld und Öl – und wer die Kontrol-
le darüber ausübt.“

Geostrategische
Bedeutung

Auch geostrategisch ist die Kon-
trolle über den Irak den USA schon
immer sehr wichtig gewesen. Denn
wer den Irak kontrolliert, kontrol-
liert den Nahen Osten. Als 1979 im
Iran die US-feindlichen Mullahs an
die Macht kamen, unterstützten die
USA den Irak im Krieg gegen den

Iran. Hussein erhielt massive finan-
zielle und militärische Hilfe aus den
USA und den westeuropäischen
Staaten. Dadurch konnte der Irak
unter anderem Giftgas produzieren,
was 1988 gegen die kurdische Be-
völkerung in der Stadt Halabja ein-
gesetzt wurde und 5.000 Menschen
das Leben kostete. Für die USA
aber war das damals kein Grund, die
Unterstützung des Iraks zu been-
den. „Er ist ein Bastard, o.k.! Aber
er ist unser Bastard“, hieß es da-
mals im US-Außenministerium.
Das änderte sich erst 1990, als Sad-
dam mit der Besetzung von Kuwait
die dortigen Ölquellen kontrollieren
und nicht mehr nach der Pfeife der
USA tanzen wollte.

Folgen des Golfkrieges
Nach dem Golfkrieg sind durch

zehn Jahre Sanktionen laut UNI-
CEF eine Million Menschen ums
Leben gekommen, darunter 500.000
Kinder unter 5 Jahren. Die Arbeits-
losigkeit liegt zwischen 60 und 75
Prozent. Cholera, Typhus und He-
patitis nehmen zu, weil nur die
Hälfte aller Iraker überhaupt Zugang
zu sauberen Trinkwasser hat. Dazu
meinte die ehemalige US-amerikani-
sche Außenministerin Albright, das
wäre ein „Preis, den es sich zu zah-
len lohnt“. Aber in den letzten Jah-
ren stießen die USA auf wachsende
Ablehnung ihrer Sanktions- und
Kriegspolitik gegen den Irak. Und
auch jetzt findet ein Angriff auf den
Irak keine breite Unterstützung.
Der ägyptische Präsident Mubarak
warnte am 19. Januar vor einem
Angriff auf ein arabisches Land,
weil dies „schreckliche Folgen für
die Region“ hätte. Die größte Angst
haben ein Mubarak oder ein Sezer
(türkischer Staatspräsident) aber
wohl vor einem Aufstand der in
Elend und Armut lebenden Massen,
deren Wut sich gegen die USA als
führende kapitalistische Wirt-
schaftsmacht und auch gegen die ei-
genen Regimes richten könnte.

�

gangsregierung – als Präsident der
abgespaltenen “Republik Punt-
land” zur Macht zurück verhalfen.
Die taz vom 26.11.01 bezeichnete
diese Kriegshandlung als “die er-
sten Schüsse in der befürchteten
Ausweitung des internationales
‘Krieges gegen den Terror’ auf
das Horn von Afrika”. Da Äthio-
pien der engste Partner der USA in
dieser Region ist, könnte die Aus-
weitung des “Krieges gegen den
Terror” auf Somalia auch weiterhin
die Form einer Unterstützung
äthiopischer Militärinterventionen
annehmen.

Die Bevölkerung ist Opfer
Wirtschaftlich hat der “Anti-Ter-

ror-Einsatz” gegen Somalia bereits
begonnen und trifft den Großteil der
einfachen Bevölkerung. Da das so-
malische Geldtransferinstitut Al-
Barakaat angeblich das Al-Qaida-
Netzwerk finanziert, musste es sei-
ne Filialen schließen. Allein durch
Al-Barakaat kommen in etwa 500
Millionen Dollar jährlich in die
Hauptstadt Mogadischu, Geld das
im Ausland lebende SomalierInnen
ihren Familien überweisen. Rund 80
Prozent der Bevölkerung leben von
diesem Geld, für diese 8 Millionen
Menschen hat die Einstellung der
Tätigkeit der Finanzfirma verhee-
rende Folgen. So ist in jedem Fall
die einfache Bevölkerung wieder
einmal das wahre Opfer des
“Kampfes gegen den Krieg”. �

Indien und Pakistan
Vor einem Atomkrieg?

Friedens- oder
Kriegsaussichten?

Den schon jahrzehnte andauern-
den Kampf um Jammu/Kaschmir
können weder Pakistan noch Indi-
en gewinnen, dennoch will keiner
der beiden Staaten irgendwelche
Territorien abgeben. Die verschie-
denen Friedensprozesse der letzten
Jahre sind gescheitert. Auch die
jüngsten Vermittlungsversuche des
Imperialimus haben bis jetzt keine
nennenswerten Erfolge gezeigt.

Bush und Co. wollen auch kein
unabhängiges Kaschmir, sondern
vor allem eine gewisse Stabilität
in der Region schaffen, um deren
Märkte für die Banken und Mul-
tis zu öffnen.

Dabei hat er die Situation aller-
dings nicht wirklich im Griff: Die
US-Bombenangriffe auf Afghani-
stan lösten einen Flächenbrand in
der gesamten Region aus. Der isla-
mische Fundamentalismus ist trotz
der Niederlage der Taliban nicht ge-
schwächt worden. In den meisten
Ländern stellt er die einzige große
Kraft dar, die – scheinbar – gegen
den Imperialismus und Unterdrük-
kung kämpft. Auch Musharraf
steht dadurch als momentaner
Bündnispartner der USA ziemlich
unter Druck. In einer Umfrage vom
15. Oktober 2001 sympathisierten

83 Prozent der pakistanischen Be-
völkerung mit dem Taliban. Deren
nach Pakistan geflohene Kämpfer
heizen die Stimmung an: Schon
kurz nach den Anschlägen vom 11.
September organisierten radikale
Moslemgruppen massive Proteste.
Jetzt kündigten sie Aktionen gegen
die drohenden Verbote an.

Alternative
Unter ihrem Einfluss nimmt die

pro-pakistanische Stimmung in der
kaschmirischen Gesellschaft im
Augenblick zu. Die guten Bezie-
hungen zwischen der Nordallianz
in Afganistan und der indischen
Regierung sind dabei Öl im Feuer.
Letztendlich wird aber deutlich
werden, dass sie keine Lösung für
Unterdrückung und Ausbeutung
zu bieten haben. Ein gemeinsamer
Kampf aller ArbeiterInnen, Ju-
gendlichen und BäuerInnen Kasch-
mirs, Indiens und Pakistans ist not-
wendig. Dieser Kampf muss nicht
nur gegen die Unterdrückerregimes,
sondern auch gegen  den Kapitalis-
mus und seine Institutionen ge-
führt werden.

Dafür treten die Schwesterpartei-
en der SAV in Indien, Pakistan und
Kaschmir ein und kämpfen für die
Selbstbestimmung und eine soziali-
stische Föderation aller Länder auf
dem indischen Subkontinent.  �

SozialistInnen in Jammu/Kaschmir

Am 25. Dezember organisierte die National Awami Partei
(NAP), in der eine Gruppe des CWI arbeitet, und ihre Stu-
dentenorganisation NSF in Kotli, Kaschmir, eine Kundge-
bung und eine Demo gegen den Krieg. Die Hauptforderun-
gen waren: „Nieder mit dem US- Imperialismus, nieder mit
IWF, Weltbank und WTO!“

NAP-Präsident Anwar Khan erklärte: „Wir haben vor fünf-
zehn Jahren gesagt, dass die unterdrückten Klassen in der Welt
weiter von den Großmächten dominiert werden, wenn der
Kapitalismus nicht abgeschafft wird. Die indischen und pakista-
nischen herrschenden Klassen sind darauf aus, den Frieden in
dieser Region zu zerstören. (...) Die beiden Atommächte haben
die Massen Kaschmirs, Pakistans und Indiens und der ganzen
Region an den Rand einer Katastrophe gebracht. Die Arbeiter-
klasse und die armen Massen des Subkontinents zahlen die
Kosten für diesen Rüstungswettlauf. Millionen von Menschen
werden ihre Grundbedürfnisse, wie Gesundheit, Ausbildung,
Arbeit und sauberes Trinkwasser verweigert.“

Vor einigen Wochen sah es so
aus, als ob ein Albtraum Wirk-
lichkeit werden würde: Ein nu-
klearer Krieg zwischen den
Atommächten Indien und Paki-
stan, eine menschliche Katastro-
phe unvorstellbaren Ausmaßes.

Mittlerweile hat Musharraf
über hundert Anhänger und
Führer verschiedener Moslem-
gruppen verhaftet und das Ver-
bot der fünf wichtigsten Organi-
sationen angekündigt. Trotzdem
tönte der indische Innenminister
noch Anfang Januar: „Wir sind
bereit zum Krieg!”

Von Conny Dahmen,
Aachen

Es geht in dem Konflikt auch we-
niger um die Köpfe einiger religiö-
ser Fanatiker, sondern eher um
jahrzehntealte Machtkämpfe der
beiden Staaten. Die Schlüsselrolle
spielt dabei Jammu/Kaschmir, das
zu zwei Dritteln von Indien und
einem Drittel von Pakistan besetzt
wird. Seit seinem Bestehen finden
immer wieder Auseinandersetzun-
gen um dieses strategisch und öko-
nomisch interessante Gebiet statt.

Jammu/Kaschmir
1947 wurde Indien von der briti-

schen Kolonialmacht unabhängig –
nach Massenstreiks, Meutereien
und Hungerrevolten. In der Folge
wurde der indische Subkontinent
von schweren Kämpfen zwischen
Moslems und Hindus erschüttert,
die zur Teilung in Indien und Paki-
stan führten. Diese Konflikte wa-
ren ein Erbe der imperialistischen
„Teile-und-herrsche-Politik“.

Unter den 13 Millionen Einwoh-
nerInnen Jammus und Kaschmirs
wuchs der Wunsch nach Selbstbe-
stimmung, es kam zum Aufstand
gegen den herrschenden Mahara-
dscha. Diese Entwicklung fand
mit dem ersten Indo-Pakistani-
schen Krieg ein Ende. Zwischen
den indisch und den pakistanisch
besetzten Gebieten wurde eine
Grenze gezogen.

Seitdem beuten die Besatzer die
Ressourcen des Landes hem-
mungslos aus, demokratische
Rechte sind kaum vorhanden. Im
indisch besetzten Teil begannen
1989 deshalb Massenproteste, die
bis heute andauern. 1990 demon-
strierten eine Million in Srinagar
im indisch besetzten Gebiet für
Unabhängigkeit. Bei den Repres-
salien seitens der indischen sowie

der pakistanischen Armeeeinhei-
ten fanden in den neunziger Jahren
35.000 Menschen den Tod.

Islamische
Fundamentalisten

Die islamisch–fundamentalisti-
schen Organisationen spielen bei
den Protesten gegen die indischen
Besatzungstruppen gegenwärtig die
größte Rolle. Wegen der sozialen
Krise und einer fehlenden alternati-
ven Opposition gewannen sie über
die letzten Jahre immer mehr An-
hänger. Sie wurden von Pakistan fi-
nanziert und trainiert, um Propagan-
da für einen Anschluss an Pakistan
bei Kashmirs muslimischer Bevöl-
kerungsmehrheit (in Kaschmir sind
zwei Drittel Moslems) zu machen.
Sie sind eng mit der pakistanischen
Militärdiktatur und der herrschen-
den Klasse verbunden, viele Solda-
ten und Offiziere sind selbst Mit-
glieder. In den achtziger Jahren ließ
sich Pakistan von den USA auch für
den Aufbau der Taliban einspannen.

Dagegen verbreitet die regierende
Partei in Indien, die BJP (Nationa-
le Hindu-Partei), unter Minister-
präsident Vajpayee einen Hindu-
Chauvinismus, um den Islam als
Wurzel allen Übels darzustellen.
Dabei wird sie auch von faschisti-
schen Kräften unterstützt, die für
zahlreiche Pogrome gegen Mos-
lems verantwortlich sind.

Soziales Elend
Damit versuchen Indien (mit ei-

ner Bevölkerung von 1 Milliarde
Menschen) und Pakistan (150
Millionen), die Massen vom
wirtschaftlichen und sozialen De-
saster im jeweiligen Land abzu-
lenken. In Indien betreibt die BJP
eine neo-liberale Wirtschaftspoli-
tik, Pakistan folgt den Auflagen
des IWF und  zieht ein enormes
Privatisierungsprogramm durch,
dem unter anderem Schulen und
Krankenhäuser zum Opfer fallen.
Der Staat ist mit 38 Milliarden
US-Dollar verschuldet, die Wirt-
schaft ist bankrott. In beiden
Ländern leben insgesamt 370
Millionen Menschen von weniger
als einem US-Dollar am Tag.

Das Ganze wird noch durch die
immensen Rüstungsausgaben ver-
schlimmert: Pakistan gibt die
Hälfte seines Haushaltes für das
Militär aus. Auf beiden Seiten
der Grenze gibt es heute sechs-
mal so viel Soldaten wie Ärzte.
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Bush und Schröder haben
den Krieg gegen Afghani-
stan angeblich mit dem Ziel
geführt, „Zivilisation“ und
„Freiheit“ zu verteidigen.
Welche Heuchelei! Ein Blick
auf das US-Kriegsgefange-
nenlager auf dem Marine-
stützpunkt Guantanamo in
Kuba genügt.

Im Lager „Camp X-Ray“
sind die Häftlinge isoliert
von einander in Käfigen un-
tergebracht. Geplant ist,
2.000 Gefangene in dem
„Röntgenlager“ zu internie-
ren und später einem gehei-
men Militärtribunal zuzufüh-
ren.

„In den offenen Draht-
zwingern sind die Gefange-
nen Wind und Wetter
schutzlos ausgesetzt. Die
1,80 mal 2,40 Meter kleinen Freiluft-Zellen erinnern an Käfighaltung
von Tieren“ (Amnesty International).

Afghanische Flücht-
linge im Hungerstreik

Ende Januar waren 370 Flücht-
linge an den Hungerstreiks gegen
die Asylpolitik der australischen
Regierung beteiligt. Mit dieser
Aktion protestieren die Flücht-
linge gegen die schleppende Be-
arbeitung ihrer Asylanträge und
die verheerenden Zustände in
den Lagern in der australischen
Wüste, wo viele bereits seit zwei
Jahren ausharren müssen. Die
meisten von ihnen sind aus Af-
ghanistan. So viel zur angebli-
chen Anteilnahme der reichsten
kapitalistischen Staaten gegen-
über dem Schicksal der afghani-
schen Massen.

In China enden Schü-
lerproteste im Knast

Weil sie einen Schülerstreik
gegen hohe Schulgebühren und
Steuern organisiert hatten, sind
fünf SchülerInnen in China zu
Haftstrafen von fünf bis zehn
Jahren verurteilt worden. Die
von der Presse bisher ver-
schwiegenen Proteste hatten im
Februar letzten Jahres in der
Provinz Guangzhour stattge-
funden.

Streik im französischen
Gesundheitswesen

Der Notstand im Gesund-
heitswesen hat in Frankreich
Ende Januar ÄrztInnen und
Pflegepersonal auf die Straße ge-
bracht. In einem eintägigen Voll-
streik, der das gesamte Gesund-
heitswesen lahm legte, demon-
strierten die Ärztinnen und
Ärzte für eine Erhöhung der Be-
handlungstarife und die Kran-
kenhausbeschäftigten gegen die
völlige Überlastung in den
Krankenhäusern.

Sie forderten die Einstellung
von mindestens 80.000 Pflege-
rinnen und Pflegern, um die Ver-
sorgung der PatientInnen ge-
währleisten zu können und um
Schluss zu machen mit Arbeits-
zeiten von bis zu 70 Stunden in
der Woche.

Auch im Bildungswesen fand
am 24. Januar ein eintägiger
Streik für Arbeitszeitverkür-
zung, bessere Arbeitsbedingun-
gen und Lohnerhöhungen und
gegen ungesicherte Arbeitsver-
hältnisse statt, zu dem fünf Ge-
werkschaften aufgerufen hatten.
Der Protest richtete sich auch
gegen von der Regierung geplan-
te “Reformen”, die auf eine völ-
lige Deregulierung im Bildungs-
bereich abzielen. Fast 40 Pro-
zent der Lehrerinnen und Lehrer
nahmen im ganzen Land an dem
Streik teil.

“Wir sind alle illegal!“
In Italien regt sich massiver

Widerstand gegen die von der
rechten Berlusconi-Regierung
betriebene Verschärfung der ras-
sistischen Ausländergesetze.
Am 19. Januar gingen 200.000
ImmigrantInnen und italienische
ArbeiterInnen und Jugendliche
gemeinsam auf die Straße, um
gegen die geplanten Gesetze zu
demonstrieren, die Abschiebun-
gen von Flüchtlingen und “Ille-
galen” erleichtern und die Rech-
te alle AusländerInnen in Italien
einschränken würden.

Die Hauptparole der Demon-
stration, zu der maßgeblich die
linke RC und diverse Gewerk-
schaften mobilisiert hatten, war:
“Wir sind alle illegal!” Zu den
Initiatoren der Aktion gehörten
auch die Schriftsteller Antonio
Tabucchi („Erklärt Peirera“) und
Literaturnobelpreisträger Dario
Fo („Bezahlt wird nicht!“).

Falls Bossi (Lega Nord), Fini
(rechtsextreme Nationale Alli-
anz) und Berlusconi ihre Pläne
nicht zurück ziehen, sind für den
15. Februar noch größere Prote-
ste gegen die rassistische und un-
soziale Politik der Regierung ge-
plant, unter anderem ein Gene-
ralstreik im Öffentlichen Dienst.

Vielleicht machen die Arbei-
terInnen dann wahr, was eini-
ge von ihnen schon auf dieser
Demonstration forderten:
“Wir wollen nur drei Abschie-
bungen: Die von Bossi, Fini
und Berlusconi!”

Afghanistan

Kein Frieden unter
der Nordallianz

Es ist ruhiger geworden um Af-
ghanistan. Zumindest in der
bürgerlichen Medienberichter-
stattung. Abgesehen von Mel-
dungen in den Klatschspalten
wie, dass der Gucci-Designer
Tom Ford den neuen afghani-
schen Premier Karzai zum ele-
gantesten Mann der Welt aus-
gerufen hat. In den Stellungnah-
men von Regierungsseite wollen
Bush, Schröder und Co. uns in
dem Glauben lassen, dass unter
dem neuen Regime politische
Stabilität einkehrt, demokrati-
sche Verhältnisse geschaffen
werden und die Wirtschaft wie-
der in Gang gebracht wird. Le-
diglich ein paar Nester von Al-
Qaida wären noch auszuheben.

Die Kräfte des Imperialismus
haben über die Köpfe der unter-
drückten Massen in Afghanistan
hinweg eine neue Regierung in-
stalliert. Dabei wurde der Nord-
allianz eine tragende Rolle zuge-
dacht, nachdem das US-Militär
beim Kampf gegen die Taliban
bereits den Schulterschluss mit
ihr gesucht hatte. Zeit, einen
Blick darauf zu werfen, was für
Charaktere denn jetzt an die
Macht gekommen sind und der
Frage nachzugehen, welche Zu-
kunft Afghanistan unter der
Nordallianz haben wird.

Von Aron Amm und
Holger Dröge, Berlin

Nach zwanzig Jahren Krieg und
Bürgerkrieg wurde Afghanistan de
facto in die Steinzeit zurückge-
bombt.

Westliche Hilfen?
Auf der Afghanistan-Konferenz

wurden letzten Dezember seitens
der westlichen Regierungen Sofort-
hilfen in Höhe von 20 Millionen
US-Dollar in Aussicht gestellt. Ins-
gesamt sollen seitens der „interna-
tionalen Gemeinschaft“ 4,5 Milliar-
den Dollar locker gemacht werden.
Das ist nur ein Tropfen auf dem
heißen Stein. Laut Kofi Annan
(UN-Generalsekretär) ist die Rede
davon, dass in den kommenden
zehn Jahren 10-15 Milliarden Dol-
lar Aufbauhilfe benötigt werden.
Das Planungsministerium in Afgha-
nistan gibt 45 Milliarden Dollar an.

So lächerlich die Hilfszusagen des
Westens in Bonn waren – den Wor-
ten sind kaum Taten gefolgt. „’Kei-
nen Cent habe ich bisher bekom-
men, von Euro ganz zu schweigen’
(...) Der zum Minister der Interims-
regierung aufgestiegene Ökonomie-
experte Farhang wittert bereits Ver-
rat: ‘Will uns der Westen wieder
allein lassen?’“ (Der Spiegel 4/
2002). Dabei fehlten Mitte Januar
allein etwa zehn Millionen Dollar,
um wenigstens die Gehälter für

rund 250.000 Angestellte zu bezah-
len.

Selbst wenn Gelder fließen, ist es
eine offene Frage, wie viel letztend-
lich bei den verarmten Massen im
Land ankommt – angesichts der
Konflikte in der von der Nordallianz
dominierten Übergangsregierung.

Auf kapitalistischer Grundlage
wird heute keine umfassende Ent-
wicklung des Landes möglich sein.

Armenhaus
Auf Grund der US-Militärschläge

kamen die Hilfen für knapp 7,5
Millionen akut Not leidende Men-
schen in einem Land von etwas
mehr als zwanzig Millionen völlig
zum Erliegen. Erinnert sei daran,
dass die Politik der US-Luftschläge
bis in den Januar hinein weiter fort-
gesetzt wurde, obwohl die Taliban
bereits Anfang Dezember aus ihrer
letzten Hochburg Kandahar abzie-
hen musste.

Dem neuen imperialistischen Pro-
tektorat wird die gleiche Zukunft zu
Teil werden wie beispielsweise
Bosnien. In Bosnien konnten selbst
zwei Jahre nach Kriegsende mehr
als eine Million Flüchtlinge nicht in
ihre alte Heimat zurückkehren.

Mindestens sechs Millionen Af-
ghanInnen sind Flüchtlinge. Ein
Großteil von ihnen ist auf pakistani-
schem Boden. Dort wurden alle die-
jenigen, die nicht in Lagern leben,
unlängst vom Militärregime ange-
wiesen, in die Grenzgebiete zu zie-
hen, wo sie unter erbärmlichsten
Bedingungen dahinvegetieren müs-
sen.

Die Afghanistan-Schutztruppe
wird das Land nicht befreien, son-
dern besetzen. Für die verschiede-
nen kapitalistischen Staaten, die
versuchen, in Afghanistan und der
Region präsent zu sein, ist der Zu-
gang zu den Erdöl- und Erdgasvor-
kommen nach wie vor aktuell. Die
afghanische Bevölkerung wird dar-
unter zu leiden haben, wenn um
diese Interessen gefochten wird. Es
wird mehr als nur diplomatisches
Geplänkel geben. Dazu kommen die
Spannungen innerhalb der Nordalli-
anz und der neuen Regierung. Es
sollte nicht vergessen werden, in
welchem Maße schon der Prozess
der Regierungsbildung von Konflik-
ten begeleitet gewesen war.

Nordallianz
Die Nordallianz ist ein äußerst he-

terogenes Bündnis, jeder der Führer
verfolgt verschiedene Ziele. Clan-
fehden, ethnische sowie religiöse
Konflikte sind an der Tagesord-
nung.

„Auch wenn die Nordallianz es
gelernt hat vor dem Westen manch-
mal als ‘demokratisch’ und sogar
als Unterstützerin von Frauenrech-
ten zu posieren, hat sie sich in Wirk-
lichkeit jedoch überhaupt nicht ver-
ändert, genauso wenig wie ein Leo-
pard seine Flecken ändern kann“
(aus der Erklärung der Revolutionä-
ren Vereinigung der Frauen Afghani-
stans vom 13. November 2001).

Diese „Allianz“ ist ein Zusam-
menschluss der übrig gebliebenen
Mudschahidin, die sich nach dem
Sieg über die Sowjetunion 1989
wechselseitig bekämpft hatten und
das Land in einen jahrelangen Bür-
gerkrieg stürzten. Dieser Bürger-
krieg war erst mit dem Vormarsch
der Taliban beendet worden.

Die Nordallianz finanzierte sich
vor allem aus Drogengeldern: Im
Oktober 2001 wurde der Haushalt
der Nordallianz auf rund 60 Millio-
nen US-Dollar geschätzt, davon wa-
ren 30 Prozent direkte Erlöse aus
dem Drogenhandel, weitere Drogen-
gelder stammten aus den zentral-
asiatischen Republiken.

Dostum, der im usbekischen Teil
Afghanistans herrscht, ist ein Wen-
dehals. Erst kämpfte er auf Seiten
der Sowjetunion, nach dem Ein-
marsch der Taliban bei den Regie-
rungstruppen des Präsidenten Rab-
bani. Im Sommer 1998 liefen Teile
seiner Truppen bei der Schlacht um

Masar-i-Sharif zu den Taliban über.
Dostum setzte sich in den Iran ab,
um sich dann im September 2001
wiederum der Nordallianz anzu-
schließen. Seine Truppen sind für
Vergewaltigungen von Frauen und
Kindern verantwortlich. Einen Dieb
ließ Dostum zur Bestrafung von ei-
nem Panzer überrollen.

In ihrer Barbarei waren die Trup-
pen der Nordallianz nicht von den
Taliban zu unterscheiden. Ein Teil
der Nordallianz führte folgende
Form der Hinrichtung ein: Den
Menschen wurde der Kopf abge-
schlagen, die Körper mit Benzin ge-
füllt und dann angezündet. Andere
Strafen bestehen darin, Menschen
in Brunnen zu schmeißen, gefolgt
von Handgranaten oder das Häuten
bei lebendigen Leibe.

Im November 2001 erhob die
Welthungerhilfe schwere Vorwürfe
gegen die Nordallianz: Lebensmittel-
lager seien von Truppen der Nord-
allianz geplündert worden, Telefon-
verbindungen gekappt worden und
so die Hilfe für die Hungernden
zum Erliegen gekommen.

Internationale Organisationen
werfen den neuen Machthabern in
Afghanistan schwere Menschen-
rechtsverletzungen vor. Selbst die
Hochkommissarin für Menschen-
rechte, Mary Robinson, legte Be-
weise vor, dass es bei der Vertrei-
bung der Taliban in mehreren Städ-
ten zu Massakern und Vergewalti-
gungen durch die Nordallianz
gekommen ist.

Neue Konflikte
Vor kurzem noch hochgejubelt

gibt es jetzt schon die ersten
Schwierigkeiten der Imperialisten
mit der Nordallianz. So fordert der
General Din Mohammed Dschur-
hat die Einhaltung der islamischen
Gesetze für die Truppen Englands,
Deutschlands oder der USA. War in
Verhandlungen noch vorgesehen,
dass alle Truppen der Nordallianz
aus Kabul abziehen, ist davon heute
keine Rede mehr. Schon jetzt im
frühen Stadium gibt es Differenzen,

das gibt einen Vorgeschmack auf die
Dinge, die noch kommen.

Hat die Nordallianz in der Defen-
sive gegen die Taliban einigermaßen
einheitlich gehandelt, so war dies
schon bald vorbei: Mitte Dezember
2001 brachen schon die ersten
Kämpfe zwischen verschiedenen
Fraktionen der Nordallianz aus. In
der Provinz Baghlan wurden 350
Menschen getötet. Auf der einen
Seite standen Truppen des Verteidi-
gungsministers Faheem, auf der an-
deren Truppen des Generals Nade-
ri, ein Führer der schiitischen Mus-
lim Ismaili. Diese werden von Dost-
um unterstützt, der sich mitsamt
seiner usbekischen Volksgruppe bei
der Regierungsbildung übergangen
sieht. Grund für die Auseinander-
setzungen waren die Kontrolle der
Stadt Pol-e-Khomri und unter-
schiedliche Auffassungen über die

ausländischen Truppen, die Dost-
um nicht in seinem Einflussgebiet
haben will.

Zu sehr geht es um verschiedene
Interessen der verschiedenen War-
lords, werden ethnische Konflikte
aufrechterhalten, als dass die Nord-
allianz auf Dauer stabil herrschen
könnte. Dazu kommen die Kräfte
des Imperialismus, die ihre eigenen
geostrategischen und ökonomischen
Interessen verfolgen. Außerdem
wirkt das Machtstreben der Nach-
barländer wie Pakistan, Iran oder
Usbekistan mit hinein, die alle ver-
suchen, einzelne Gruppen der
Nordallianz auf ihre Seite zu ziehen.
Chaos und neue bewaffnete Ausein-
andersetzungen sind vorprogram-
miert. „Der heutige Sieg kann
schon morgen wie eine Niederlage
aussehen“ (Time vom 3.12.01).

�

Krieg und Medien
Zensur ist auch eine Waffe

Ein altes Sprichwort besagt,
dass die Wahrheit im Krieg im-
mer das erste Opfer ist. Im Golf-
krieg „wurden wir nach Strich
und Faden belogen“ (ZDF-
Chefredakteur Nikolaus Brender
laut taz vom 3.11.01). Im Af-
ghanistan-Krieg „erfahren wir
gar nichts mehr.“

Wenn es im Golfkrieg nicht um
Menschenrechte und im Afghani-
stan-Krieg nicht um die Bekämp-
fung des Terrors ging, stellen sich
zwei Hauptfragen: Worum ging es
dann, und warum wurde das so
nicht berichtet?

Informationsblockaden
Kriege sind nur eine Weiterfüh-

rung der – kapitalistischen – Politik
mit anderen Mitteln. Den Medien
fällt dabei die Aufgabe zu, die In-
teressen der Herrschenden zu ver-
mitteln und die Masse der Bevöl-
kerung ruhig zu halten. Ein kritik-
feindliches Klima soll geschaffen
werden. Der Fall Ulrich Wickert
beweist, dass dies erfolgreich war.
Als Wickert die indische Schrift-
stellerin Arundhati Roy zitierte,
„Osama bin Laden ist das ameri-
kanische Familiengeheimnis, der
dunkle Doppelgänger des ameri-
kanischen Präsidenten“, forderten
CDU und CSU seine sofortige Ab-
setzung als Tagesthemen-Modera-
tor. Wickert wurde zurückgepfif-
fen. Dabei ist es Tatsache: bin La-
den war in der Vergangenheit vom
US-Imperialismus unterstützt und
stark gemacht worden.

Seit 1997 sammelt die Initiative
Nachrichtenaufklärung Themen,

die journalistische Storys sein soll-
ten, es aber nicht sind. Am 25.
Januar stellten sie ihre Liste für das
Jahr 2001 vor. Auf dem 4. Platz:
„CNN-Selbstzensur im Krieg ge-
gen den Terrorismus – Wesentliche
Informationen über Kriegsopfer
und Kriegsfolgen wurden der Öf-
fentlichkeit vorenthalten.“ Unter ih-
ren Top Ten sind ferner: „Kein
Asyl für Kriegsdienstverweigerer –
In Deutschland werden Anträge
auf Asyl abgelehnt, weil das Recht
auf Kriegsdienstverweigerung nicht
als Asylgrund gilt“ und „Deutsche
Unternehmen verdienen an Folter-
instrumenten – Im Rüstungsexport-
bericht der Bundesregierung fehlen
Folterwerkzeuge wie Elektroschok-
ker und Daumenschrauben“. Peter
Ludes, Professor für Medienwis-
senschaft an der Uni Siegen, nennt
als Grund: „Bei vielen wichtigen
Themen spielt die Politik keine Rol-
le mehr. Da entscheiden Wirtschaft,
Wissenschaft und Militär“ (Berli-
ner Zeitung, 25.1.02). Die Bundes-
ministerien werden angeprangert,
die laut Ludes bei heiklen und strit-
tigen Themen zunehmend mit In-
formationsblockaden arbeiten.

Monopolmacht
Die Konzentration der Massen-

medien in nur wenigen Händen ist
ein wichtiger Faktor, weil wenige
Konzerne einen Einfluss ausüben
können, der auch die kleineren Ver-
lage unter Druck setzt.

Die Rolle der Kirchgruppe, der
im Bereich der Fernsehunterhaltung
mit Sendern wie SAT 1, Pro-Sie-
ben, DSF und Premiere rund 25

Prozent des Marktes bestimmt, ist
ja nicht unbekannt. Doch auch die
meisten deutschen Tageszeitungen
gehören wenigen Konzernen. Mehr
als ein Drittel der verkauften Ta-
geszeitungen in Deutschland gehört
nur vier Konzernen, mehr als ein
Fünftel allein aus der Axel-Sprin-
ger-Verlags AG (die übrigens wie-
derum zu mehr als 40 Prozent der
Kirch-Gruppe gehört). Dass der
Welt-Leser vom gleichen Konzern
beeinflusst wird, wie der Bild-Le-
ser, dürfte ihm sogar bekannt sein.
Doch der heimatverbundene Saar-
länder schluckt, wenn er erfährt,
dass seine Saarbrücker Zeitung der
Stuttgarter Verlagsgruppe Georg
von Holtzbrink GmbH gehört, die
neben der Zeit und dem Handel-
blatt unter anderem auch den Pfäl-
zischen Merkur herausgibt.

Wenn also Zensur in Deutsch-
land nicht in Gesetzen verankert
ist, so entspricht sie doch den Ge-
setzmäßigkeiten des Systems. Des-
halb ist es nicht nur wichtig, eine
starke internationale antikapitalisti-
sche Bewegung aufzubauen, son-
dern auch eigene Presseorgane, die
nicht im Interesse der Banken und
Konzerne berichten, sondern deren
Machenschaften aufdecken. Einer
solchen Presse wird dann von den
oben genannten Konzernen sicher
vorgeworfen, sie sei einseitig. In ei-
ner Klassengesellschaft geht es aber
nicht darum, ob man auf „einer“
Seite steht, sondern auf welcher
Seite man steht.

Goran Hastenteufel,
Saarbrücken

Menschrechtsverletzungen durch die USA

Hilfsgelder
bleiben aus

Nach mehr als zwanzig
Jahren Bürgerkrieg und
der darauffolgenden Bom-
bardierung durch die USA
ist Afghanistan am Boden.

Anfang Dezember hatten
Deutschland und andere
westliche Staaten sowie
die UNO auf der Afghani-
stan-Konferenz in Bonn
Soforthilfen versprochen.
Nachdem sie sich mit ihren
Zusagen haben feiern las-
sen, blieben konkrete Zah-
lungen jedoch weitgehend
aus.

Bisher bezahlte Hilfsgel-
der: 2 Millionen Dollar

Zugesagt in Bonn: 20
Millionen Dollar

US-Kosten für den Krieg
(Bomben, Marschflugkör-
per, Flugstunden) pro Mo-
nat: 500 Millionen Dollar
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Banken und Konzerne nicht in Frage stellt, sondern
ihre Politik nach den Interessen der Reichen und Su-
perreichen ausrichtet. Die Krise der Marktwirtschaft
wird auch unter der Schröder/Fischer-Regierung auf die
Masse der Bevölkerung abgewälzt. Sozialabbau und Pri-
vatisierungen auf der einen Seite und Steuergeschenke
an die Unternehmer auf der anderen Seite sind auch
nach dem Regierungswechsel an der Tagesordnung ge-
blieben. Einen Politikwechsel hat es nicht gegeben.
Neu ist nur, dass Deutschland wieder Kriege führt. Die
PDS wird ihrem Anspruch sozialistische Opposition zu
sein nicht gerecht. Sie nutzt ihre Unterstützung unter
ArbeiterInnen, Arbeitslosen und Jugendlichen nicht,
um außerparlamentarischen Widerstand zu organisie-
ren. Stattdessen hat sie auf Kommunal- und auf Län-
derebene begonnen, Privatisierungen und Kürzungen
mitzutragen. Die PDS akzeptiert die Marktwirtschaft
und damit auch die Folgen der Krise der Marktwirt-
schaft für die Masse der Bevölkerung.

Um den Kapitalismus abzuschaffen und durch eine
sozialistische Demokratie zu ersetzen, bedarf es einer
revolutionären, sozialistischen Massenpartei. Die SAV
baut eine solche Partei auf.

Heute hat die Arbeiterklasse keine Massenpartei, die
ihre politische Vertretung darstellt. Eine neue Massen-
partei von ArbeiterInnen und Jugendlichen wäre ein
großer Fortschritt, selbst wenn diese kein konsequentes
sozialistisches Programm vertreten würde. Sie würde
Massen von ArbeiterInnen und Jugendlichen die Mög-
lichkeit geben, sich von den bürgerlichen Parteien
unabhängig zu organisieren und für ihre Interessen
einzutreten. Die SAV tritt in jeder Situation für die
Einheit der Arbeiterklasse in der Aktion ein und wird
Ansätze zu neuen, breiten Arbeiterparteien unterstüt-
zen.

Die SAV verbindet den Kampf um Verbesserungen
mit dem Kampf für eine sozialistische Gesellschaft.

Sozialismus
Bei planmäßigem und sinnvollem Einsatz von Wis-

senschaft und Technik wäre es möglich, allen Men-
schen ein menschenwürdiges Leben zu garantieren. Das
Übel muß an der Wurzel gepackt werden, der Kapitalis-
mus gehört abgeschafft. Es gibt eine Alternative zu
dem heutigen System. Die Alternative ist Sozialismus,
eine Gesellschaft ohne Armut, Ausbeutung und Unter-
drückung. Sozialismus braucht Demokratie wie der
Körper Sauerstoff. Wir wollen weder die Diktatur einer
Bürokratie, wie früher im Osten, noch die Diktatur der
Konzerne und Banken.

Die großen Konzerne, Banken und Versicherungen
müssen enteignet, in Gemeineigentum überführt und
unter demokratische Kontrolle gestellt werden. Wir
brauchen eine geplante Wirtschaft, in der die Bedürf-
nisse der Mehrheit der Menschen entscheiden und
nicht die Profite einiger Weniger. �

Fast jede/r macht sich Sorgen um die Zukunft.
Kein Zufall, denn mit der Marktwirtschaft geht
es abwärts. Die Krise der Weltwirtschaft weitet
sich aus. Die sozialen Folgen sind noch nicht
abzusehen. Arbeitslosigkeit und Sozialabbau
haben sich schon im Aufschwung verschlim-
mert. Weltweit finden Hunger, Elend und Krie-
ge täglich neue Opfer. Die Zerstörung der Um-
welt schreitet fort. All das hat System und das
System heißt Kapitalismus.

Großkonzerne und Banken treffen ihre Entscheidun-
gen nach Profitinteressen. Eine Minderheit besitzt die
Fabriken, Banken, Immobilien und verfügt über den
gesamten Reichtum. Weltweit besitzen 358 Milliardäre
fast soviel wie 50 Prozent der Weltbevölkerung an
Einkommen haben. Die Marktwirtschaft bietet keine
Zukunft.

Widerstand
Wir organisieren Gegenwehr gegen Arbeitsplatz- und

Sozialabbau, Umweltzerstörung, gegen die Diskriminie-
rung von Frauen, gegen Rassismus und Neonazis. Wir
sind aktiv in Gewerkschaften, Betrieben, Schulen,
Hochschulen und Stadtteilen. Die SAV tritt für kämp-
ferische und demokratische Gewerkschaften ein. Wir
beteiligen uns am Aufbau von innergewerkschaftlichen
Oppositionsgruppen und anderen Zusammenschlüssen
von kritischen und kämpferischen KollegInnen.

SAV
Die Sozialistische Alternative – SAV wurde 1994 um

die sozialistische Zeitung VORAN gegründet. Grün-
dungsmitglieder waren aktive AntifaschistInnen, kriti-
sche GewerkschafterInnen, JungsozialistInnen, linke
SPD- und PDS-Mitglieder. Die SAV ist demokratisch
aufgebaut. Wir setzen uns in der Arbeiterbewegung
dafür ein, dass gewählte VertreterInnen nicht mehr
verdienen, als einen durchschnittlichen Arbeitnehmer-
lohn. Dieses Prinzip setzen wir bei uns selber um.

Solidarität
Um an der Macht zu bleiben, müssen die Herrschen-

den versuchen, die Massen der arbeitenden Be-völke-
rung gegeneinander auszuspielen. Gemeinsamer Wider-
stand ist notwendig: Arbeitende, Arbeitslose, Auslände-
rInnen und Deutsche, Frauen und Männer, jung und alt.
Der Kapitalismus ist international, der Kampf dagegen
auch. Die SAV hat sich mit sozialistischen Organisatio-
nen und Parteien aus über 30 Ländern im Komitee für
eine Arbeiterinternationale zusammengeschlossen um
den Kampf über Ländergrenzen hinweg organisieren zu
können.

Neue sozialistische Arbeiterpartei
Die SPD/Grünen-Bundesregierung hat unter Beweis

gestellt, dass sie die Macht und die Herrschaft der

Was will die       ?

Aachen
OG Ost: Dienstags, 19 Uhr, im SAV-Büro, Eifelstr. 13
OG Nord: Mittwochs, 19 Uhr, SAV-Büro, Eifelstr.13
OG Mitte/West: Mittwochs, 19 Uhr, „Ché-Haus“,
Pontstr. 41
✆ 0241 - 50 86 85 e-Mail: aachen@sav-online.de

Berlin
OG Prenzlauer Berg - Süd: Mittwochs, 19 Uhr, im „Mäd-
chentreff“ Lotte, Lottumstr./Ecke Christinenstr. (Ein-
gang Christinenstr.) U-Bhf. R.-Luxemburgplatz
OG Prenzlauer Berg - Nord: Donnerstags, 19 Uhr, im
„Kiezladen“, Dunckerstr. 14 (Nähe U-Bhf Eberswalder)

OG Kreuzberg: Mittwochs, 19 Uhr, im „Eiertanz“
Admiralstr. 17 (U-Bhf Kottbusser Tor)
✆ 030 - 44 08 429 e-Mail: berlin@sav-online.de

Bremen
Mittwochs, 19 Uhr, im „Freizi“ Friese, Friesenstr. 110
(Haltestelle Linie 2, 3, 10 Brunnenstr.)
✆ 0421 - 5 57 68 97 e-Mail: bremen@sav-online.de

Bremerhaven
Infos unter ✆ 030 - 24 72 38 02 bei der
SAV-Bundeszentrale oder e-Mail: savbrhv@aol.com

Dresden
Mittwochs, 19 Uhr, im „Coloradio“, Jordanstr. 05 (HH)

Freiburg
Sonntags, 18 Uhr, im SAV-Büro, Krozinger Str. 58
✆ 0761 - 4 16 32  e-Mail: savfr@aol.com

Greifswald
Infos unter ✆ 030 - 24 72 38 02 bei der
SAV-Bundeszentrale

Hamburg
OG Altona: Dienstags, 19 Uhr, im „Eine-Welt-Netz-
werk“, Große Bergstr. 255
OG Eimsbüttel: Mittwoch, 19 Uhr, im „Mieke Meier“,
Müggenkampstr. 34
✆ 0178 - 2068489 e-Mail: hamburg@sav-online.de

Heinsberg
Infos über Marcus 0172 - 1014123

Kassel
Montags, 19 Uhr, im Kulturzentrum „Schlachthof“,
Mombachstr. 12
✆ 0561 - 92 235 22  e-Mail: kassel@sav-online.de

Köln
OG Innenstadt: Dienstags, 19.30 Uhr, im „Allerwelts-
haus“, Körnerstr. 77-79 (Ehrenfeld)
OG Kalk: Donnerstags, 19.30 Uhr, im „Naturfreunde-
haus“, Kapellenstr. 9 a (U-Bahn Kalk Kapelle)
✆ 0221 - 83 06 381 e-Mail: koeln@sav-online.de

Mönchengladbach
moenchengladbach@sav-online.de

Rostock
OG Innenstadt: Donnerstags, 19 Uhr, im „Club der Volks-
solidarität“, Lagerstr. 18 (Am Stadthafen)
OG Dierkow: Donnerstags 19 Uhr, im SAV-Büro, Dierko-
wer Damm 38 D, (Straßenbahnhaltestelle Dierkower Damm)
✆ 0381- 499 65 90 e-Mail: rostock@sav-online.de

Saarbrücken
✆ 0178 - 6136134 e-Mail: saar@sav-online.de

Siegen
Mittwochs, 19 Uhr, im „Zentrum für Friedenskultur“,
Alte Poststr. 14-16 (Oberstadt)
e-Mail: siegen@sav-online.de

Stuttgart
OG Süd/Ost: Dienstags, 19.30 Uhr, in der „AWO Ost“,
Ostendstr. 77/1 (Haltestelle Ostendplatz),

OG Nord/West: Mittwochs, 19.30 Uhr, im „Naturfreun-
deladen“ Senefelderstr. 19 (Haltestelle Feuersee)
✆ 01787 - 24 24 42 e-Mail: stuttgart@sav-online.de

Trier
Infos über Christoph:
✆ 0651 - 99 165 17 e-Mail: trier@sav-online.de

Sonstiger Kontakt zu folgenden Städten:
Bernau, Darmstadt, Düsseldorf, Duisburg, Essen,
Göttingen, Heidelberg, Karlsruhe, Kiel, Mannheim
(e-Mail: sav-mannheim@ gmx.de ✆ 0162-5669256),
Oldenburg, Schönau, Solingen
über die SAV-Bundeszentrale ✆ 030 – 24 72 38 02

Wofür wir kämpfen:
Arbeit für alle
★★★★★ Öffentliche Investitionen und Neuein-

stellungen in den Bereichen Umweltschutz,
Bus und Bahn, Wohnen, Kindergärten,
Bildung und Ausbildung, Gesundheitswesen,
Altenpflege – Finanzierung mit den
Milliardengewinnen der Banken und Konzer-
ne und den Geldern, die sich in den Taschen
der Superreichen befinden

★★★★★ Verteilung der Arbeit auf alle
    30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und

Personalausgleich

★★★★★ Mindestsicherung (Mindestlohn, Mindestrente)
von 1.050 Euro netto

★★★★★ Gleicher Lohn in Ost und West

★★★★★ Rücknahme aller Sozialabbau- und Kürzungs-
maßnahmen der Kohl-Regierung und der SPD/
Grünen Koalition

★★★★★ Nein zu Privatisierungen

★★★★★          Für ein öffentliches, kostenloses Gesundheitswesen

Jugend
★★★★★ Einstellung aller arbeitslosen LehrerInnen

und Senkung der Klassenstärke auf maximal
15 SchülerInnen sowie Einführung der
integrierten Gesamtschule als Regelschule

★★★★★ Nein zu Studiengebühren
Einführung eines elternunabhängigen und
darlehensfreien BaföG von 800 Euro netto

★★★★★ Qualifizierte Ausbildung für jede/n und
unbefristete Übernahme im erlernten Beruf
Einführung einer Ausbildungsplatzabgabe
aller Unternehmen
Schaffung von öffentlichen,
überbetrieblichen Ausbildungszentren

★★★★★ Für staatlich finanzierte, selbstverwaltete
Jugendzentren in jedem Stadtteil

Frauen
★★★★★ Gleicher Lohn für gleiche Arbeit

★★★★★ Weg mit dem Paragraph 218

★★★★★ Kostenlose Kinderbetreuung vom
1. bis zum 13. Lebensjahr

Keinen Fußbreit den Nazis
★★★★★ Mobilisierung zur Verhinderung aller Nazi-

Aktivitäten

Gegen staatlichen Rassismus
★★★★★ Weg mit den Ausländergesetzen
★★★★★ Wahlrecht und gleiche Rechte für alle in

Deutschland lebenden Menschen
★★★★★ Keine Abschiebungen

Umweltschutz
★★★★★ Sofortige Stillegung aller Atomkraftwerke und

Stopp von umweltzerstörender Produktion,
Ersatzarbeitsplätze für die Beschäftigten

★★★★★ Ausbau des öffentlichen Verkehrs

Bezahlbare Wohnungen
★★★★★ Öffentliches Wohnungsbauprogramm von

einer Million Wohnungen pro Jahr
★★★★★ Verbot von Maklertätigkeit, kostenlose

kommunale Wohnungsvermittlung

Abrüstung jetzt
★★★★★ Gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr
★★★★★ Stopp von Rüstungsexporten, Umstellung

der Rüstungsindustrie auf zivile Produktion

Für kämpferische und demokratische
Gewerkschaften
★★★★★  Nein zu Lohnverzicht

Nein zu Bündnissen und Runden Tischen mit
Unternehmern und Regierung

★★★★★ Funktionäre dürfen nicht mehr verdienen als
einen durchschnittlichen Facharbeiterlohn

Nein zum Europa des Kapitals
★★★★★ Gemeinsamer internationaler Kampf gegen

Sozialabbau
★★★★★ Nein zur Europäischen Währungsunion
★★★★★ Nein zu weiteren Euro-Opfern

Für eine sozialistische Demokratie
★★★★★ Überführung der Banken, Konzerne und

Versicherungen in Gemeineigentum
★★★★★ Demokratische Kontrolle und Verwaltung

durch die arbeitende Bevölkerung
★★★★★ Keine überbezahlten und korrupten Manager

und Bürokraten in Wirtschaft und Verwaltung
Demokratische Wahl aller Personen in
Leitungsfunktionen

★★★★★ Statt Produktion für den Profit – Produktion
für die Bedürfnisse der Menschen

http://www.sav-online.de
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Arbeitslose sind schwer erziehbar!
Leider können wir diesen Leserbrief aus
Platzgründen nur verkürzt wiedergeben.

Überdies wickelt der Schulinhaber während des Unter-
richts seine Nebengeschäfte ab (private Künstlerversi-
cherung!) und erweist sich als ein Multi-Lobbyist mit
spießbürgerlicher Attitüde wie die entsprechenden
Webseiten unschwer erkennen lassen: Art-Director,
Pianist, Vorsitzender des „Entertainment-Clubs
Nord“ und natürlich ehrenamtlicher Richter. Das gibt
zu denken. In Hamburg machen Gestalten in langen
Roben in letzter Zeit von sich reden.

Bluff und Kontakte sind eben alles. Es gibt nicht
diesen „Heiligen Markt“, allenfalls ein abstraktes Prin-
zip, das wir nicht beeinflussen und durchschauen kön-
nen, dem wir uns aber blind anvertrauen sollen.

Wir haben jedoch keinerlei Berufsaussichten in der
Medienwelt, wie der Chef anfänglich vorgab. Es gibt
viel heiße Luft, wie doch der IT-Bereich zeigt. Blasen
an der Börse!

Anfang des Jahres haben 17 der 19 Kursteilnehmer
einen offenen Brief verfasst und unterzeichnet, der an
alle Landesarbeitsämter und zuständigen Referenten so-
wie an den Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit,
Ernst Jagoda, Bundesarbeitsminister Walter Riester, des
weiteren an den Bundesrechnungshof, verschiedene Ta-
geszeitungen und Fachblätter etc. ging. (...)

Am folgenden Tag bekam der Sprecher unserer
Gruppe einen Anruf von der Weiterbildung e. V. St.
Georg, die ebenfalls eine Kopie des Briefes erhalten
hatte, dass seinerseits der Inhaber der Schule dort
aufgeregt angerufen habe und mitteilte, die Teilnehmer
wegen Rufschädigung zu verklagen, wenn das Arbeits-
amt unsere Vorwürfe als haltlos zurückweisen sollte.

Hier zeigt sich, wie wichtig ein gemeinsames Han-
deln ist. Als besitzloser Einzelkämpfer ist man hoff-
nungslos verloren in einem Geflecht bürgerlicher Ei-
gentumsverhältnisse und Nepodismus. Deutlich wird
auch, dass es gar keinen Sinn macht, sich als Mensch
zu verändern, um endlich reif zu sein für kapitalisti-
sche Verhältnisse – aber gerade das wird letztendlich
erwartet, wenn es um den angeblichen Reformstau
geht. Wir brauchen im Gegenteil Verhältnisse, die uns
als Menschen dienen.

Günter Wolter, ver.di- und
ATTAC-Mitglied, Hamburg

Leserbrief ✍

Seit geraumer Zeit geht das Wort von der „so-
zialen Kompetenz“ um. Besonders Arbeitslose
haben diese verloren – so heißt es. Und da bietet
es sich doch an, ihnen diese erneut zu vermitteln.
Jedenfalls musste ich mir das von einem dieser
vielbeschworenen Existenzgründer anhören, der
sich anschickt, eine private EDV- und Musikschule
zu betreiben, in der Fortbildungsmaßnahmen in
den „neuen Medien“ angeboten werden. Nach
fast vier Jahren Arbeitslosigkeit wurde mir nun
endlich diese Schulung nahegelegt – und das
auch nur, weil ich Druck über das Landesarbeits-
amt ausgeübt hatte. (...)

Nach und nach schälte sich heraus, dass der Leiter
und Eigentümer der Schule nur die Fördergelder des
Europäischen Sozialfonds abzockt, jedoch unfähig ist,
die Leute zu motivieren und auszubilden. Wir sitzen
meistenteils unsere Zeit ab. Wehe aber, jemand kommt
eine Minute zu spät. (...)

Einem Mitschüler knüpfte dieser Mensch sogar
Geld ab für einen Krankheitstag, weil er einen Tag zu
spät die ärztliche Bescheinigung vorgelegt hatte. Ein
anderer wurde richtiggehend angeschnauzt, weil er es
wagte, Wave-Dateien zu bearbeiten, die wären noch
gar nicht auf dem Lehrplan! Ein weiterer Kollege leidet
unter Migräne-Anfällen, weshalb er manchmal kurzfri-
stig Arzttermine wahrnehmen muss. Während der Ar-
beitszeit wurde ihm das jedoch mit dem Hinweis
verwehrt, kein Arbeitgeber würde so etwas dulden,
diese Erfahrung würden die Leute im Erwerbsleben
schon noch machen. Also: Vorwärts zurück in den
Frühkapitalismus! Bedingt durch das daraus resultie-
rende Streitgespräch ist es soweit gekommen, dass
eben dieser Kursteilnehmer per schriftlicher Aufforde-
rung vom Leiter veranlasst wurde, berechtigte Kritik
zu unterlassen und ihm unterstellt wird, dass er auf-
grund angeblich zu häufiger Fehlzeiten die erforderli-
chen Leistungen nicht erbringen könne und das Kurs-
klima negativ beeinträchtige. Jegliche Kritik an der für
das Fitwerden für den Arbeitsmarkt zu mangelhaften
Ausstattung wurde mit dem Hinweis zurückgewiesen,
wir sollten daran denken, dass wir
schließlich arbeitslos seien und daher
nicht auch noch High-Tech verlangen
könnten.

Dieses ganze Theater führte mittler-
weile zur Solidarisierung der Gruppe,
die größtenteils aus hochqualifizierten
und motivierten Leuten zwischen 24
und 40 Jahren besteht. Wir lassen uns
nicht wie schwer erziehbare Jugendliche
behandeln! (...)

Vor allem kommt noch erschwerend
hinzu, dass der Leiter mit einem für die
EDV-Fortbildungen zuständigen Refe-
renten vom Arbeitsamt gut befreundet
ist. 360.000 Mark hat er aus dem Euro-
päischen Fonds für Fortbildungen pro
Teilnehmer kassiert – for nothing!
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Nachrichten
aus der
Internationale

Die SAV ist Mitglied im
Komitee für eine Arbeiterin-
ternationale (CWI – Com-
mittee for a Workers Inter-
national). Das CWI setzt
sich für die internationale
Einheit der ArbeiterInnen
ein und organisiert grenz-
überschreitende Gegen-
wehr und Solidarität. Ziel ist
die weltweite Abschaffung
des kapitalistischen Profit-
systems und der Aufbau ei-
ner Föderation sozialisti-
scher Demokratien. Das
CWI hat Parteien und
Gruppen in über 30 Län-
dern auf allen Kontinenten.

Nigeria
Die DSM (Demokratische So-

zialistische Bewegung) hat eine
wichtige Rolle bei der Mobilisie-
rung zum Generalstreik Mitte
Januar gespielt. Er richtete sich
gegen eine 18prozentige Erhö-
hung der Benzinpreise, aber auch
gegen das korrupte Regime von
Präsident Obasanjo. Obwohl der
Streik breit befolgt wurde, hat die
Gewerkschaftsführung den Ge-
neralstreik nach nur zwei Tagen
beendet. Am ersten Streiktag
wurden 83 Gewerkschaftsaktivi-
sten verhaftet, unter ihnen der
DSM-Verantwortliche für Ge-
werkschaftsarbeit, Demola
Yaya. Schon früher waren zwei
Mitglieder der Studierendenge-
werkschaft NANS bei einer Pro-
testaktion gegen die Benzinpreis-
erhöhungen verhaftet worden.
Die beiden Aktivisten, Shina
Onifade und DSM-Mitglied Ah-
med Adesina, denen “Unruhe-
stiftung” vorgeworfen wird, ste-
hen am 11.Februar vor Gericht.

Protestschreiben an:
Nigerianische Botschaft, Plata-
nenstraße 98a, 13156 Berlin

Solidaritätsschreiben an:
Nigerian Labour Congress:
nlchq@infoweb.abs.net,
Fax: 0023415840288
DSM:dsmcentre@hotmail.com
CWI: nigeria@worldsoc.co.uk

Nord-Irland
Als Reaktion auf die Ermor-

dung eines jungen Postangestell-
ten durch die loyalistische Ter-
rororganisation UFF sind in Bel-
fast 80.000 katholische und pro-
testantische ArbeiterInnen auf
die Straße gegangen. Auf der
Demo gab es einen enormen
Hunger nach Ideen. Die Leute
rissen den Mitgliedern der Sozia-
listischen Partei (SP), Flugblätter
und Zeitungen förmlich aus der
Hand. 400 Zeitungen wurden auf
der Demonstration und noch ein-
mal so viele am Tag davor und
danach verkauft. In diesem Ma-
terial argumentiert die SP dafür,
die Kampagne in die Stadtviertel
zu tragen. Treffen lokaler Ge-
werkschafterInnen und Nachbar-
schaftsorganisationen sollten
Massenversammlungen und Pro-
teste gegen den Terror und für
die Verteidigung des Öffentlichen
Dienstes vorbereiten.

70 kamen zur Podiumsdiskus-
sion der SP unmittelbar nach
dem Ende der Demonstration.
Neben VertreterInnen der Ge-
werkschaften der LehrerInnen
und der Feuerwehrleute saßen
Mitglieder der Sozialistischen Ju-
gend und Joe Higgins, SP-Abge-
ordneter im Parlament der Repu-
blik Irland, auf dem Podium.

Adresse: CWI, PO Box
3688,
London E11 1YE, GB
Tel.: 0044 20 8558 5814
Fax : 0044 20 8988 8793
e-Mail:
CWI@worldsoc.co.uk
www.worldsocialist-cwi.org

Vom 31. Januar bis 5. Fe-
bruar findet im brasiliani-
schen Porto Alegre das zweite
Weltsozialforum (WSF) statt.
Daran nehmen über 50.000
Aktivistinnen und Aktivisten
aus Gewerkschaften, der Be-
wegung gegen die kapitalisti-
sche Globalisierung, ATTAC,
sozialistischen Organisatio-
nen und Nichtregierungsor-
ganisationen teil.

WSF-Teilnehmer und SAV-
Bundessprecher Sascha Stani-
cic wird im Anschluss auf ver-
schiedenen Veranstaltungen
sprechen.

Berlin: 11. 2., 19 Uhr
Haus der Demokratie, Greifswalder
Str.4 (Tram 2, 3, 4 Haltestelle Am
Friedrichshain)

Rostock: 12. 2., 19 Uhr
Ökovilla, Herrmannstr. 36, (Rostock-In-
nenstadt, neben dem Gewerkschafts-
haus)

Hamburg: 13. 2., 18.30 Uhr
Hamburger Universität für Wirtschaft
und Politik (HWP), Von-Melle-Park 9

Köln: 14. 2., 19.30 Uhr
ATTAC-Veranstaltung im Bürgerzen-

trum Deutz, Tempelstr. 41 (U-Bahn
Deutzer Freiheit)

Bremen: 15. 2., 19 Uhr
Villa Ichon, Goetheplatz 4

Aachen: 17. 2., 15 Uhr
Ché-Haus, Pontstr. 41

Kassel: 18. 2., 19 Uhr
Universität-Gesamtschule,
Arnold-Bode-Str. 12, Hörsaal 4
(Nähe Mensa)

Stuttgart: 19.2., 19.30 Uhr
AWO Ost, Ostendstr. 77/1 (beim Ost-
endplatz)

Jedes Jahr am zweiten Sonntag im Januar findet
die traditionelle Liebknecht-Luxemburg-Demon-
stration in Berlin statt. Wie auch in den vorherigen
Jahren zogen rund 100.000 zur Gedenkstätte, um
der beiden am 15. Januar 1919 ermordeten Soziali-
sten zu gedenken. Damit ist diese Veranstaltung
eines der größten linken Treffen europaweit. Ne-
ben vielen älteren Menschen kommen aber auch
zunehmend jüngere, die sich vor allem im Demo-
zug einfinden, der auch diesmal wieder etwa
10.000 TeilnehmerInnen hatte.

Die SAV war mit einem eigenem Block (100
DemonstrantInnen) am Start. Außerdem gab es
einen SAV-Stand nahe der Gedenkstätte.

Neben Gesangsbeiträgen wurden diesmal auch
Stimmen gegen Krieg und Sozialabbau laut, denn
viele verbinden diese Veranstaltung nicht nur mit
dem bloßen Gedenken, sondern sehen auch die
Aktualität der Ideen von Luxemburg und Lieb-
knecht. Es zeigte sich allerdings, dass gemeinsa-
me Angebote für einen inhaltlichen Austausch
sinnvoll wären, um die verschiedenen Vorstellun-
gen zu diskutieren und konkret den Bezug zur
aktuellen Situation herstellen zu können.

Stefan Kretzschmar, Berlin

In Trier konnten wir im Januar
unser drittes Mitglied gewinnen
und somit in der Geburtsstadt
von Karl Marx eine neue Orts-
gruppe aufbauen!

In Saarbrücken gelang uns der
Durchbruch im Spätherbst letz-
ten Jahres bei einer Antikriegs-
demo, auf der unter 1.000
KriegsgegnerInnen auch acht
SAV-ler aus Saarbrücken, Trier,
Stuttgart und Köln vertreten wa-
ren. Wir spürten ein enormes In-
teresse für unsere Ideen (75 ver-
kaufte Zeitungen)! Gleich nach
der Demo trat ein Interessent
ein.

In vielen Orten, in denen die
SAV noch nicht vertreten war,
sind in der letzten Zeit Leute bei
uns eingetreten oder stehen mit
uns in der Diskussion. An dem
Wochenende der Gedenkdemon-
stration für Rosa Luxemburg und
Karl Liebknecht in Berlin lernten
Mitglieder der SAV Köln drei

Jugendliche aus Düsseldorf ken-
nen, die dort eine neue Gruppe
ins Leben rufen wollen.

An einem bundesweiten SAV-
Seminar für neue und werdende
Ortsgruppen am gleichen Wo-
chenende nahmen SAV-Mitglie-
der und InteressentInnen aus Ol-
denburg, Mannheim, Mönchen-
gladbach, Essen, Saarbrücken,
Trier, Heinsberg, Aachen, Ro-
stock, Greifswald, Bremen, Ber-
lin, Stuttgart und sogar aus Chile
teil.

Die enormen Chancen, die wir
momentan bei der regionalen
Ausweitung haben, müssen ge-
nutzt werden. Dazu müssen
Orte, in denen es bereits stabile
Ortsgruppen gibt, notfalls auch
eigene Aktivitäten ausfallen las-
sen, um GenossInnen in neuen
Orten zu unterstützen.

Christoph Wälz,
Trier

Neue SAV-Ortsgruppen
Bundesweit eine Alternative aufbauen!

Ein Wochenende voller Informationen, Diskussionen und Debatten

Die Sowjetunion 1917-24
(Daniel Behruzi), ISP-Verlag
Das Buch kann über die SAV-
Bundeszentrale bezogen werden

Neuerscheinung

Das 2. Weltsozialforum in Porto Alegre
Eine andere Welt ist möglich ... und nötig!

SAV-Rundreise & Bericht eines Teilnehmers

Liebknecht-Luxemburg-Gedenkdemonstration
Wieder Hunderttausend auf der Straße

Jugend-
kulturzentrum
Pumpe
Lützowstr. 42
(U1, U2, U4
bis Nollendorfplatz)

Berlin �

Es ist an der Zeit, über die
Perspektiven, Ziele und das
Programm einer weltweiten
antikapitalistischen Bewe-
gung zu diskutieren, soziali-
stische Ideen wieder ins Ge-
spräch zu bringen und auf
dieser politischen Grundlage
eine Kraft aufzubauen, die
den Kampf organisieren und
ihn somit erfolgreich ma-
chen kann.

Die Sozialismus-Tage 2002
bieten die Möglichkeit zu
diskutieren, wie wir die Linke
weiter aufbauen können.

29. – 31. März

Gegen Globalisierung,
Krieg und Kapitalismus –

wie weiter für die neue Linke?

Sozialismus
international

Freitag, 29. März um 19 Uhr
Auftaktveranstaltung

SozialistInnen werden die Gründe für die kapitalistische
Weltkrise, die Kriegspolitik der USA und das Elend der
„Dritten Welt“ darlegen
� Tony Saunois ist Generalsekretär des CWI. Er war Dele-

gierte beim Weltsozialforum in Porto Alegre
� Doreen Ullrich ist Sprecherin von widerstand interna-

tional!/International Socialist Resistance.
� Kim Opgenoorth ist Mitglied im SAV-Bundesvorstand.

Sie wird über die aufgaben für die Bewegung gegen
kapitalistische Globalisierung sprechen

� N.N. ist Mitglied von Socialismo Revolucionario, der
Gruppe des CWI in der brasilianischen Arbeiterpartei
(PT). Er hat Argentinien im Dezember und Januar be-
sucht und wird über den Volksaufstand berichten

� Kwang Woo Hwang gehört dem Vorstand der südko-
reanischen Demokratischen Arbeiterpartei an

Samstag und Sonntag ab 10 Uhr Diskussionen
in Arbeitsgruppen unter anderem zu:

� Wie weiter nach dem WSF in Porto Alegre? (mit Tony
Saunois und anderen Teilnehmern)

� Nach Göteborg, Genua und Brüssel – welche Inhalte
und Methoden für die antikapitalistische Bewegung (mit
ATTAC, Indymedia, PGA)

� Plan statt Markt – der Weg aus der Weltwirtschaftskrise?
� Bewegung oder Partei? – Über die Notwendigkeit von

Organisation
� Die Linke und die Bundestagswahlen
� Gegen die Privatisierung der Bildung

Abschlussveranstaltung
Sonntag, 31. März um 13.30 Uhr

Die Welt in der Krise
� Sascha Stanicic, Mitglied der SAV-Bundesleitung, Nelli

Tügel von widerstand international! und Philip Locker
von der CWI-Sektion in den USA zeigen ein Programm
für den Widerstand gegen die kapitalistische Krise auf.
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Wenn wir an Schulen und Universi-
täten, an Studierende, Schülerinnen
und Schüler, an Lehrerinnen und Leh-
rer denken, denken wir normalerweise
nicht an Umsatzsteigerungen oder
Profit. Aber wir sind auch keine Groß-
aktionäre und Konzernchefs!

Denn Bildung ist ein lohnendes Ge-
schäft. Die Unternehmensberatung
Meryll Lynch erklärte in einer Studie,
dass der Bildungsmarkt in den kom-
menden Jahren einen Wert von 2.200
Milliarden US-Dollar jährlich hat und
es möglich wäre, innerhalb von zehn
Jahren den Bildungsmarkt vollkom-
men zu privatisieren. Welcher Konzern
hätte nicht gern ein Stück vom Ku-
chen eines so großen Marktes?

Von Doreen Ullrich, Berlin

Mit dem GATS-Abkommen sind die
Kapitalisten dem Schritt zur Privatisie-
rung von öffentlicher Bildung ein großes
Stück näher gekommen.

Was bedeutet GATS?
Das GATS-Abkommen (General

Agreement on Trade in Services) wurde
1994 nach langen Verhandlungen von der
Welthandelsorganisation (WTO) in Kraft
gesetzt. Ziel des Abkommens ist die
weltweite Liberalisierung von Dienstlei-
stungen. Im Klartext bedeutet das die Re-
duzierung staatlicher Einflussmöglichkei-
ten und Privatisierungen. Schutzmaßnah-
men wie Zölle, Umweltauflagen oder Ar-
beiterrechte werden ausgehebelt.

Alle Dienstleistungen, die nicht im völli-
gen Monopol des Staates sind, können
nach dem GATS–Abkommen auch von
privaten Unternehmen angeboten werden,
ohne dass diese dabei benachteiligt wer-
den dürfen. Das bedeutet, dass auch
„Dienstleistungen“ wie Gesundheitswe-
sen oder Bildung unter das Abkommen
fallen.

Auswirkungen an
Universitäten und Schulen

Stell dir vor, du gehst morgens in die
Schule, und deine erste Aufgabe ist es,
vor dem Fernseher zu sitzen. Deine Schu-
le ist wie 12.000 andere gesponsert von
Channel One, dem Sender eines riesigen
Medienkonzerns. In den 12 Minuten
Nachrichten, die du dir anschauen musst,
sind zwei Minuten nur Werbung. Ab-
schalten, den Ton leiser stellen, all das
funktioniert nicht. Deine Cafeteria hat ei-
nen Vertrag mit Pizza Hut, wie 4.000

Jüngstes Beispiel ist die Sartorius AG.
An ihrem Firmensitz in Göttingen hat sie
Ende 2001 ein College für 5 Millionen
Euro eingerichtet. Gerade bei firmeneige-
nen Bildungsangeboten wird in der Regel
nur das gelehrt, was auch dem Unterneh-
men unmittelbar nützt.

Weg mit GATS!
Inzwischen haben schon 40 Staaten zu-

gestimmt, dass ihr Bildungssektor unter
das GATS–Abkommen fällt. Wenn wir
die WTO und GATS nicht stoppen, be-
deutet dies das endgültige Aus für kosten-
lose Bildung für alle. Nur noch eine Min-
derheit könnte sich gute Bildung leisten.

In den letzten Jahren mussten wir schon
genug Kürzungen an Schulen und Unis
hinnehmen. Immer wieder wurden Haus-
haltsmittel und Lehrerstellen gestrichen,
Schulen geschlossen und das Angebot an
Unis eingeschränkt. Wohin das führt, hat
die PISA-Studie gezeigt. Die im interna-
tionalen Vergleich besonders frühe Selek-
tion in Deutschland war ein wichtiger
Faktor für das besonders alarmierende

Abschneiden des deutschen Bildungsni-
veaus.

Jetzt wächst der Einfluss der Konzerne,
Unis und Schulen sollen schon heute kon-
kurrenzfähig sein, vermehrt ist die Rede
von der umfassenden Einführung von Stu-
diengebühren und Privatisierung von Bil-
dungseinrichtungen. Damit muss Schluss
sein.

Widerstand
In allen Ländern und Kommunen regiert

heute der Rotstift. Es ist höchste Zeit,
vor Ort gegen die Schließung von Schulen,
die Streichung von Angeboten an Schulen
und Hochschulen oder Studiengebühren
durch die Hintertür vorzugehen. Wir dür-
fen uns nicht gegeneinander ausspielen
lassen. Alle SchülerInnen und Studieren-
de, alle Lehrerinnen und Lehrer, alle Be-
rufsschülerInnen und Auszubildende soll-
ten sich zusammentun und regional und
überregional an einem Strang ziehen. Jede
Form von Sponsoring und direkte Ein-
flussnahme der Konzerne sollte publik
gemacht und bekämpft werden.

Bildung für alle!
Die SAV kämpft gegen die Privatisie-

rung von Bildung und gegen den wach-
senden Einfluss von Konzernen. Wir
fordern stattdessen ausreichend Lehr-
und Lernmittel, die massive Einstellung
von Lehrerinnen und Lehrern und eine
starke Verkleinerung der Klassen. Die
SAV tritt für kostenlose Bildung und
den freien Zugang zu Universitäten und
Schulen für alle ein. Bildung ist ein Recht
und kein Privileg.

Doch in einem kapitalistischen Profit-
system ist eine qualitativ gute Bildung für
alle nicht erwünscht. Was die Unterneh-
men wollen ist Elitebildung für Wenige
ein hohes Maß an Bildung und für die
Masse nur das Nötigste. Deshalb kämp-
fen wir für eine Gesellschaft, in der nicht
Konzerne wie Nike, Siemens und Co. be-
stimmen, wie schlau wir sein dürfen. Wir
kämpfen für eine sozialistische Welt, in
der es für alle möglich ist, nach den jewei-
ligen Bedürfnissen zu lernen und Schulen
und Unis frei zu besuchen.             �

Stoppt GATS!

andere Schulen auch. Neben dem Verkauf
von Pizzen macht der Konzern jede
Menge Werbung in der Schule.

All das ist keine Spinnerei, sondern All-
tag an fast allen Schulen und Universitä-
ten in den USA und Kanada.

Nike erteilte sogar „bildende“ Aufträge
in den Schulstunden. 1997/98 wurden in
800 Klassen in den USA Grundschulkin-
der angehalten, einen Nike-Turnschuh mit
Logo und den Namen eines Basketball-
stars zusammenzubasteln.

Sicher, so weit ist es hier zum Glück
noch nicht. Mit GATS könnte aber all
das auch bald bei uns Realität werden.

Verschärfte Elitebildung
Neben dem wachsenden Einfluss von

Konzernen durch Sponsoring droht auch
die völlige Privatisierung von Bildungsein-
richtungen und damit verschärfte Elitebil-
dung.

Durch das GATS–Abkommen ist es
möglich, dass Konzerne Universitäten
und Schulen aufkaufen und saftige Ge-
bühren verlangen. Staatliche Angebote
würden dann nur noch das Mindestmaß
an Bildung für die Ärmsten bieten. Lehr-
inhalte und Methoden würden nicht mehr
von staatlichen Stellen geregelt, sondern
die mächtigsten Unternehmen im neuen
Bildungsmarkt würden entscheiden, was
Lernstoff ist und was nicht. Kritische
Wissenschaft und Forschung wäre der
Willkür der Konzerne ausgesetzt.

Auch im deutschen Bildungsbereich
schreitet die Liberalisierung voran. Der
Deutsche Akademische Austauschdienst
hat vor kurzem einen Marketing-Service
eröffnet. Mit deren Hilfe können Hoch-
schulen ausländische Studentinnen und
Studenten werben, kostenpflichtige Uni-
Filialen in anderen Ländern eröffnen oder
Studiengänge exportieren etc.

An einem neuen Projekt, das Studienan-
gebote vor allem in Lateinamerika und
Südostasien vertreibt, ist die Uni Freiburg
beteiligt. Diese Uni und 18 andere Hoch-
schulen aus aller Welt geben ihren Namen
an „Universitas 21“ gegen Geld. Das Un-
ternehmen ist streng nach Profit orien-
tiert. Die Kurse wurden von Thomson,
einem globalen Medienkonzern, erstellt.

Konzerneigene
Bildungsangebote

Bayer, Bertelsmann, Lufthansa und vie-
le andere bieten inzwischen firmenge-
sponserte Studiengänge an oder eröffnen
eigene Colleges.

Bildung

werden!
darf keine


